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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Übereinkommen vom 6. November 1992 

über den Beitritt der Griechischen Republik 

zu dem Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 

(Gesetz zum Beitritt der Griechischen Republik zum Schengener Übereinkommen) 


A. Zielsetzung 

Das Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 regelt die voll- 
ständige Aufhebung aller Personenkontrollen an den Binnengrenzen 
der Vertragsstaaten sowie die Ausgleichsmaßnahmen, die notwendig 
sind, damit Sicherheitseinbußen durch den Verzicht auf Grenzkon- 
trollen im Interesse der Bürger nicht entstehen. In Artikel 140 sieht das 
Übereinkommen vor, daß jeder Mitgliedstaat der Europäischen Ge- 
meinschaft diesem Übereinkommen beitreten kann. Der Beitritt wird in 
einem Übereinkommen zwischen diesem Staat und den Vertrags- 
parteien geregelt. Die Italienische Republik, das Königreich Spanien 
und die Portugiesische Republik sind dem Übereinkommen bereits 
beigetreten. Mit dem am 6. November 1992 Unterzeichneten Überein- 
kommen ist die Griechische Republik dem Übereinkommen von 1990 
beigetreten. 

B. Lösung 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Voraussetzungen 
für die Ratifizierung des Übereinkommens vom 6. November 1992 
geschaffen werden. Es bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes als Voraussetzung für die Hinterlegung der 
Ratifikationsurkunde der Mitwirkung der gesetzgebenden Körper- 
schaften in Form eines Bundesgesetzes. 

C. Alternativen 


Keine 
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D. Kosten 

Zusätzliche Kosten entstehen in Höhe der erforderlichen Aufwendun- 
gen für räumliche Veränderungen in den von den Schengen-Organen 
benutzten Gebäuden sowie durch die Einstellung von griechischem 
Personal bei den Schengen-Organen. Dem Bund werden durch den 
Beitritt Mehrkosten für das Schengen-Sekretariat von ca. 120 000 DM 
entstehen. Für das Schengener Informationssystem ist der Beitritt 
kostenneutral. Inwieweit der Beitritt sich kostenmäßig auf andere 
Ausgleichsmaßnahmen auswirkt, ist zur Zeit noch nicht bezifferbar. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (32) - 680 17 - Sehe 15/95 Bonn, den 5. Mai 1995 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 6. November 1992 über den 
Beitritt der Griechischen Republik zu dem Schengener Übereinkommen vom 
19. Juni 1990 betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den 
gemeinsamen Grenzen mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1 ). . 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 680. Sitzung am 17. Februar 1995 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie 
aus Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf 


Gesetz 

zu dem Übereinkommen vom 6. November 1992 
über den Beitritt der Griechischen Republik 
zu dem Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 
(Gesetz zum Beitritt der Griechischen Republik zum Schengener Übereinkommen) 


Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem folgenden Übereinkommen wird zugestimmt: 

dem in Madrid am 6. November 1992 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Übereinkommen über den Beitritt der Griechischen Republik zu 
dem am 19. Juni 1990 in Schengen Unterzeichneten Übereinkommen zur Durch- 
führung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der BENELUX-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik betreffend den schrittweisen Abbau 
der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen (BGBl. 1993 II S. 1010), dem die 
Italienische Republik mit dem am 27. November 1990 in Paris Unterzeichneten 
Übereinkommen sowie die Portugiesische Republik und das Königreich Spanien 
mit den am 25. Juni 1991 in Bonn Unterzeichneten Übereinkommen beigetreten 
sind (BGBl. 1993 il S. 1902), sowie der Gemeinsamen Erklärung über die 
kurzfristigen Maßnahmen nach Titel I des Übereinkommens vom 14. Juni 1985 
und den in der Schlußakte vom 6. November 1992 enthaltenen Erklärungen. 

Das Übereinkommen mit der Schlußakte und der Gemeinsamen Erklärung über 
die kurzfristigen Maßnahmen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 
für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 
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Begründung 

I. Allgemeines 

Am 14. Juni 1985 haben die Regierungen der BENELUX-Staaten, Frankreichs 
und der Bundesrepublik Deutschland in dem luxemburgischen Ort Schengen ein 
Übereinkommen geschlossen, das an den gemeinsamen Binnengrenzen dieser 
Staaten den Abbau der Personenkontrollen und der Kontrollen des mit dem 
Personenverkehr verbundenen Warenverkehrs mit dem Ziel einer vollständigen 
Beseitigung der Kontrollen vorsieht. Ziel des am 19. Juni 1990 in Schengen 
Unterzeichneten Übereinkommens, dem der Bundestag am 17. Juni 1993 und der 
Bundesrat am 9. Juli 1993 in der Form eines Bundesgesetzes zugestimmt haben 
(BGBl. 1993 II S. 1010), ist es, in Europa einen Raum ohne Binnengrenzen zu 
schaffen, ohne daß Sicherheitseinbußen entstehen. Zu diesem Zweck sieht das 
Übereinkommen vom 19. Juni 1990 zahlreiche Ausgleichsmaßnahmen vor. In 
Artikel 140 sieht das Übereinkommen vor, daß jeder Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Gemeinschaft diesem Übereinkommen beitreten kann. Der Beitritt wird in 
einem Übereinkommen zwischen diesem Staat und den Vertragsparteien ge- 
regelt. Bereits beigetreten sind dem Übereinkommen von 1990 Italien am 
27. November 1990 sowie Spanien und Portugal am 25. Juni 1991. Das Zustim- 
mungsgesetz zu den Beitrittsübereinkommen wurde vom Bundestag ebenfalls 
am 17. Juni 1993 beschlossen. Am 6. November 1992 Ist Griechenland dem 
Übereinkommen beigetreten. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 

Auf das Übereinkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
Anwendung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Übereinkommen über den Beitritt 
nach seinem Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 für die Bundesrepublik Deutschland ln Kraft 
tritt. Im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


III. Schlußbemerkung 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Übereinkommen 

über den Beitritt der Griechischen Republik 
zu dem am 19. Juni 1990 in Schengen Unterzeichneten Übereinkommen 
zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der BENELUX-Wirtschaftsunion, 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 

dem die italienische Republik 

mit dem am 27. November 1 990 in Paris Unterzeichneten Übereinkommen 
sowie die Portugiesische Republik und das Königreich Spanien 
mit den am 25. Juni 1991 in Bonn Unterzeichneten Übereinkommen beigetreten sind 

Accord d’Adhösion 
de la Republique höilenique 

ä ia Convention d’application de l’Accord de Schengen du 14 juin 1985 
entre les Gouvernements des Etats de l’Union öconomique Benelux, 
de la Röpublique föderale d’Allemagne et de la Republique fran 9 aise 
relatif ä la suppression graduelle des contröles aux frontieres communes 
signee ä Schengen le 19 juin 1990, ä laquelle ont adherö 
la Republique italienne par l’Accord signe ä Paris le 27 novembre 1990 
et le Royaume d’Espagne et la Republique portugaise 
par les Accords signes ä Bonn le 25 juin 1991 

2i)p<l)a)v(a npoaxö)pfiae(ö(; 
xri? EXX.T|viicfj(; ATHioKpaTfa«; 

oTTi 2iß|xßaari e<l)ap|j.0Yi1(; vc\q and 14ti(; lowfoo 1985 Zoiulxovfaq xou Schengen 
pexa^'ö xcov Kußepvi^aecov xcov Kpax6v xr|(; OiKovopiiöi^(; Evrboecoq Benelux, 
xr|<; Opoa7iov5iaicr^(; ÄT|poKpaxfa<; xt|(; Feppavta^ Kai xq^ raX-Xiici^g AqpoKpaxfai; 
axexiKdt pe xq axaöiaTcfj Kax&pyqoq xcov koivA a^övopa, 

q oTiofa UTteypd^q axo Schengen xqv 19t| louvfoo 1990, oxqv oTiofa Ttpooexrbpqaav 

q IxaXiKT^ AqpoKpaxfa pe Zup<l)(ov(a, 
q OKofa i)7ceypA(l)q oxo ITapfcn xqv 27q Noepßpfou 1990 
Kai xo BaafAfio xq<; loKOvfa^ Kai q AqpoKpaxfa xqg nopxoyaXfaq 
pe Zi)p(l)a)v(e<;, oi OTioteq UTieyp&^qoav oxq Böwq xqv 25q loovfou 1991 


Das Königreich Belgien, die Bundesrepu* 
blik Deutschland, die Französische Repu- 
blik, das Großherzogtum Luxemburg und 
das Königreich der Niederlande, Vertrags- 
parteien des am 19. Juni 1990 in Schengen 
Unterzeichneten Übereinkommens zur 
Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der BENELUX- 
Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Repu- 
blik betreffend den schrittweisen Abbau der 


Le Royaume de Belgique, la Röpublique 
föderale d’Allemagne, la Röpublique fran- 
gaise, le Grand-Duchö de Luxembourg et le 
Royaume des Pays-Bas, Parties de la 
Convention d’application de l’Accord de 
Schengen du 14 juin 1985 entre les Gouver- 
nements des Etats de l’Union economique 
Benelux, de la Republique fedörale d’Alle- 
magne et de la Republique frangaise relatif 
ä la suppression graduelle des contröles 
aux frontiöres communes signöe ä Schen- 
gen le 19 juin 1990, ci-aprös dönommee «la 


To BaolXeio xo\) BeXtCoo, q Opocnov- 
Öiaici^ AqpoKpatla rnq reppotvfo«;, q TaX- 
XiKf\ AqpoKpatta, to MeTÖtXo Aooköio xoo 
Aoo^epPo^pTDO Koa xo BaolXeio xcov Kdxco 
Xcopdbv, pöpq xqq Sopßdaeox; etliappoyt^c; 
xqq Zop<l)(ov(a(; xoo Schengen xqq Hqq loo- 
vfoo 1985 psxot^^ xcov K\)p£p>^aecov xcov 
Kpaxdov xqg OiKovopnci^q Evdxjecog Bene- 
lux, xqq OpocTTCovSiaKt^g AqpOKpaxtaq xqq 
reppovfotg Kai xqq ro^iicl^q AqpoKpaxlag 
oxexiKÖt pe xq oxaSiaici^ Kaxdpyqcrq xcov 
e^TXWV Koivd crövopa, q oTcofa oTce- 
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Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
nachfolgend „das Übereinkommen von 
1990“ genannt, und die Italienische Repu- 
blik, die dem Übereinkommen von 1990 mit 
dem am 27. November 1990 In Paris Unter- 
zeichneten Übereinkommen beigetreten ist, 
sowie die Portugiesische Republik und das 
Königreich Spanien, die dem Übereinkom- 
men von 1990 mit den am 25. Juni 1991 in 
Bonn Unterzeichneten Übereinkomnrien bei- 
getreten sind, einerseits 

und die Griechische Republik anderer- 
seits 

angesichts der Unterzeichnung am sech- 
sten November neunzehnhundertzweiund- 
neunzig in Madrid des Protokolls über den 
Beitritt der Regierung der Griechischen Re- 
publik zu dem Übereinkommen von Schen- 
gen vom 14. Juni 1985 zwischen den Re- 
gierungen der Staaten der BENELUX-Wirt- 
schaftsunion, der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik be- 
treffend den schrittweisen Abbau der Kon- 
trollen an den gemeinsamen Grenzen, in 
der Fassung des am 27. November 1990 in 
Paris Unterzeichneten Protokolls über den 
Beitritt der Regierung der Italienischen Re- 
publik sowie der am 25. Juni 1991 in Bonn 
Unterzeichneten Protokolle über den Beitritt 
der Regierungen der Portugiesischen Re- 
publik und des Königreichs Spanien. 


gestützt auf Artikel 140 des Übereinkom- 
mens von 1990, sind wie folgt übereinge- 
kommen: 


Artikel 1 

Durch dieses Übereinkommen tritt die 
Griechische Republik dem Übereinkommen 
von 1990 bei. 

Artikel 2 

(1) Für die Griechische Republik sind die 
Beamten nach Artikel 40 Absatz 4 des 
Übereinkommens von 1990: die Polizei- 
beamten der „EXÄj|viict1 Aoruvopla“ und 
des .AipeviKÖ I(ö|xa“. im Rahmen ihrer 
Kompetenzen, sowie unter den in geeigne- 
ten bilateralen Vereinbarungen nach Artikel 
40 Absatz 6 des Übereinkommens von 
1990 festgelegten Bedingungen in bezug 
auf ihre Befugnisse im Bereich des uner- 
laubten Verkehrs mit Betäubungsmitteln, 
des unerlaubten Handels mit Waffen und 
Sprengstoffen und des unerlaubten Ver- 
kehrs mit giftigen und schädlichen Abfällen, 
die der Zollverwaltung zugeordneten Be- 
amten. 


(2) Für die Griechische Republik ist die 
Behörde nach Artikel 40 Absatz 5 des Über- 
einkommens von 1990: „AieöOüvcTn Aie0- 
voöq AoTuvopiKilq Z^üvepTaalaq xot) 
Yjio'üpTdo'ü Aripoataq Td^ecoq“. 


Convention de 1990», ainsi que la Röpubli- 
que italienne qui a adhörö ä la Convention 
de 1990 par l’Accord signö ä Paris le 
27 novembre 1 990 et le Royaume d’Espagne 
et ia Röpublique portugaise qui ont adhörö 
ä la Convention de 1990 par les Accords 
signös ä Bonn le 25 juin 1991, d’une part, 


et ia Röpublique heliönique, d’autre part, 


eu ögard ä ia signature, intervenue ä 
Madrid le 6 novembre mil neuf cent qua- 
tre-vingt-douze, du Protocole d’adhösion du 
Gouvernement de la Röpublique heliönique 
ä l’Accord de Schengen du 14 juin 1985 
entre les Gouvernements des Etats de 
rUnion öconomique Benelux, de ia Röpubli- 
que födörale d’Aiiemagne et de la Röpubli- 
que fran^aise relatif ä la suppression gra- 
duelle des contröles aux frontieres com- 
munes, tei qu'amendö par le protocole d’a- 
dhösion du Gouvernement de la Röpubli- 
que italienne signö ä Paris le 27 novembre 
1990 et les Protocoles d’adhösion du 
Royaume d’Espagne et de la Röpublique 
portugaise signös ä Bonn le 25 juin 1991, 


Se fondant sur I’articie 140 de la Conven- 
tion de 1990, 

sont convenus de ce qui suit: 


Article premier 

Par le prösent Accord, la Röpublique hel- 
lönique adhöre ä la Convention de 1990. 


Article 2 

1 . Les agents visös ä l’article 40 paragra- 
phe 4 de la Convention de 1990 sont, en ce 
qui conceme ia Röpublique heliönique: le 
personnel policier de 1’ „EXXriviictl Aotd- 
vopta“ et le „Aiucvikö Z({)pa“, chacun selon 
ses compötences, ainsi que, dans les 
conditlons fixöes par accords bilatöraux ap- 
propriös visös ä I’articie 40 paragraphe 6 de 
ia Convention de 1990, en ce qui conceme 
leurs attributions touchant au trafic illicite de 
stupöfiants et substances psychotropes, au 
trafic d’armes et d’explosifs et au transport 
illicite de döchets toxiques et nuisibles, les 
fonctionnaires döpendant de l’Administra- 
tion des douanes. 


2. L’autoritö visö ä i’article 40 paragraphe 
5 de ia Convention de 1 990 est, en ce qui 
conceme la Röpublique heliönique: ,4i£ö- 
0\)vcm AieOvoö^ Acrruvopiict^c; Z-üvepTaofou; 
xo\) YjcoupTdot) Anpocrfa^ Tö^eco^“. 


7p(i(|>Ti CTio Schengen vr\v 19ti lo'uvfo'u 1990, 
OTO K(xXoÖp£VT| „T| ZÖ^ßocni XOM 1990“ 
Ko&ijix; Kca x\ IxaXiict^ ATipoKpa'rfa, q ojiofa 
Zöpßotan xo^) 1990 pe 
Z‘üp<|Kov(a q 07io(a ‘wceTpActrq oro riapfai 
xqv 27q Noepßp(ot) 1990 Ka0(ö^ Kai xo Ba- 
a(A£io xr\q Io7rav(a(; koi q AqpoKpaxfa xq^ 
nopxo7aA.(aq tiod Jipoox^pqaov axqv 
Zöpßaoq xoD 1990 pe ODp(|)a>v(e(; oi onofe^ 
UTieTpdwImoav oxq Böwq xqv 25q loDvfou 
1991, o«|)’evö^, 

Kai q EXXqviKt^ AqpoKpaxfa, a(t)’exäpOD, 


Aapßdvovxo«; xqv DTioTpo^fj, q 

OKoia 6Xaß£ crrq MoÖpfxq xqv 6q 

Noepßpfou 1992, xou np(öxoKÖX>x)\) Tcpo- 
ox(opf|ae( 0 (; xq^ KDßepvf|ae( 0 (; xq^ EAAq- 
viKt^q AqpoKpax(a(; oxq lopcjxövta xoo 
Schengen xqq 14q^ loxMcn) 1985 pfxo^ö 
xcjv KDßepvfioEcov xcov Kpaxcbv xr\q Oiko- 
vopiKt^^ EvdxjEöx; Benelux, xqq OpooTrov- 
5iaxfiq AqpoKpax(a(; xqq reppa\^a(; kcci xqq 
roAAiKt^q AqpoKpax(a<; o^exiKd pe xq oxa- 
6iaKt^ KaxdpTqoq xcov eX^cov oxa Koivd 
oövopa, (ix; xpojiojioifiOqKE and xo Tlpmö- 
KoXXo Tcpooxcopfjoecoq xqq Koßepvtlaeax; 
XT\q IxotA.iKf|^ AqpoKpaxfag, tiou \)7ce7p(5M()q 
0 X 0 napfol xqv 27q Noepßpfoo 1990 Kai 
ajcö xa nptöxÖKoXAa Tcpooxcopfjoeox; xoo 
BaoiXfiloo xqc; Io7iav(a(; koi xqq AqpoKpa- 
x(a<; xq^ nopxo7aA.(a(;, xa OTiofa OTceypöilm- 
oav oxq Böwq 

Bdoei xoo dpGpoo 140 xq^ Zopßdoeax; 
xoo 1990, 

oove(|)djvqoav xa aKÖXooOa: 

Äpöpo 1 

Me xqv jcapoöoa Iop<t)(öv{a q EX^qviict^ 
AqpoKpaxfa jcpooxcopef oxq Zöpßaoq xoo 
1990. 

ÄpGpo 2 

1. Ta öpTOva xoo ovcwjjöpovxai oxo dp- 
0po 40 xapd 7 pa<lK)^ 4 xqq Zopßdoecoq xoo 
1990 efvai, öoov a(tK)pd xqv EA.A.qviKt1 
AqpoKpaxfa: xo aoxovopiKÖ xpoocoxiKÖ 
xqq EAAqviKtlq Aoxovop(a(; koi xa öpTava 
xoo AipeviKoö Ztbpaxo^, ocv&koya pe uc, 
appo6iöxqx6q xooi;, co^ £x(oq<;, oöp<t)(Dva pe 
xi^ xpoÖ7io06oa^ xoo KaOopf^ovxai pe oo- 
va(i>€(q Sipepef^ oop(lKüv{e(; xoo ava(|>dpov- 
xai 0X0 dp0po 40 xapd7pa<})o^ 6 xqq 
Zop'ßdoecoq xoo 1990, öoov a(t>opd xa KaOfj- 
Kovxd xoxx; oxexiKd pe xqv mpdvopq 5ia- 
idvqoq vapKcoxiKcöv Kca yoxoxpöxcöv oo- 
oi(bv, pe xo epxöpio öx>xöv koi eKpqKxiKcbv 
Kai xqv jcopdvopq pexa<lK)pd xo^iKcbv Kai 
ß>.aßep(bv axoß>.i1x(öv, oi oxd>.XqXoi oi 
oxofoi oxdTovxai oxqv T£>xöV£iaKt1 Yxq- 
peofa. 

2. H opxfj rcoo avo^^pexoi oxo dp0po 40 
xapd7pa4lo^ 5 xqq lopßdoeox; xoo 1990 
efvoi, öoov a(l)opd xqv EAAqviKi^ Aqpo- 
Kpaxfa: q AieöOovoq AieOvoöq Aoxovo- 
piKÖ^ ZovepTaofaq xoo YxoopTeloo Aqpo- 
ofaq Td^ecoq. 
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Artikel 3 

Für die Griechische Republik ist das nach 
Artikel 65 Absatz 2 des Übereinkommens 
von 1990 zuständige Ministerium: das Ju* 
stizministerium. 


Artikel 4 

in den Beziehungen zu den Vertragspar- 
teien des Übereinkommens von 1990 wird 
die Griechische Republik die von ihr zu den 
Artikeln 7, 18 und 19 des Europäischen 
Auslieferungsübereinkommens vom 13. De- 
zember 1957 angemeldeten Vorbehalte 
nicht anwenden. 

Artikel 5 

In den Beziehungen zu den Vertragspar- 
teien des Übereinkommens von 1990 wird 
die Griechische Republik die von ihr zu den 
Artikeln 4 und 1 1 des Europäischen Über- 
einkommens über Rechtshilfe in Strafsa- 
chen vom 20. April 1959 angemeldeten Vor- 
behalte nicht anwenden. 


Artikel 6 

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der 
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. 
Die Ratifikations-, Annahme- oder Geneh- 
migungsurkunden werden bei der Regie- 
rung des Großherzogtums Luxemburg 
hinterlegt; diese notifiziert allen Vertrags- 
parteien die Hinterlegung. 

(2) Dieses Übereinkommen tritt in Kraft 
am ersten Tag des zweiten Monats nach 
Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme- 
oder Genehmigungsurkunden durch die 
Staaten, in denen das Übereinkommen von 
1990 in Kraft getreten ist, und durch die 
Griechische Republik. 

Für die übrigen Staaten tritt das Überein- 
kommen am ersten Tag des zweiten Mo- 
nats nach Hinterlegung ihrer Ratifikations-, 
Annahme- oder Genehmigungsurkunden in 
Kraft, sofern dieses Übereinkommen ge- 
mäß den Bestimmungen des vorhergehen- 
den Absatzes in Kraft getreten ist. 

(3) Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg notifiziert allen Vertragsparteien 
das Datum des Inkrafttretens. 


Artikel 7 

(1) Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung der 
Griechischen Republik eine beglaubigte Ab- 
schrift des Übereinkommens von 1990 in 
deutscher, französischer, italienischer, 
niederländischer, portugiesischer und spa- 
nischer Sprache. 

(2) Der Wortlaut des Übereinkommens 
von 1990 in griechischer Sprache ist diesem 
Übereinkommen beigefügt und ist gleicher- 
maßen verbindlich wie der Wortlaut des 
Übereinkommens von 1990 in deutscher, 


Article 3 

Le ministere compötent visä ä l’article 65 
paragrahe 2 de la Convention de 1990 est, 
en ce qui conceme la Röpublique hellöni- 
que: le Ministäre de la Justice. 


Article 4 

Pour les besoins de l’extradition entre les 
Parties Contractantes de la Convention de 
1990, la Räpubiique hellänique n’appliquera 
pas les resenres qu’elle a formuläes au 
Sujet des articles 7, 18 et 19 de la Conven- 
tion europeenne d’extradition du 13 däcem- 
bre 1957. 


Article 5 

Pour les besoins de l’entraide judiciaire 
en matiäre penale entre les Parties Contrac- 
tantes de la Convention de 1990, la Räpu- 
biique hellänique n’appliquera par la räser- 
ve quelle a formuläe au sujet des articles 4 
et 11 de la Convention europäenne d’en- 
traide judiciaire en matiäre pänale du 20 
avril 1959, 


Article 6 

1. Le präsent Accord sera soumis ä rati- 
flcation, approbation ou acceptation. Les 
Instruments de ratification, d’approbation ou 
d’acceptation seront däposäs aupräs du 
Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg; celui-ci notifie le däpöt ä tou- 
tes les Parties Contractantes. 

2. Le präsent Accord entrera en vigueur le 
Premier jour du deuxiäme mois qui suit le 
däpöt des Instruments de ratification, d’ap- 
probation ou d’acceptation par les Etats 
pour lesquels la Convention de 1990 est 
enträe en vigueur et par la Räpubiique hel- 
länique. 

A l’ägard des autres Etats, le präsent Ac- 
cord entrera en vigueur le premier jour du 
deuxiäme mois qui suit le däpöt de leurs 
Instruments de ratification, d’approbation ou 
d'acceptation. pour autant que le präsent 
Accord soit enträ en vigueur conformäment 
aux dispositions de l’alinäa präcädent. 

3. Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg notifie ta date de l’enträe en 
vigueur ä chacune des Parties Contractan- 
tes. 


Article 7 

1. Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg remet au Gouvernement de la 
Räpubiique hellänique une copie certifiäe 
conforme de la Convention de 1990 en lan- 
gues allemande, espagnole. frangaise, Ita- 
lienne, näerlandaise et portugaise. 


2. Le texte de la Convention de 1990, 
ätabli en langue grecque, est annexä au 
präsent Accord et fait foi dans les mämes 
conditions que les textes de la Convention 
de 1990 ätablis en langues allemande, es- 


ÄpBpo 3 

To oppööio OTtoopYEfo icov av(X(l)äpeTai 
OTO Äpepo 65 TCOpÄYpcMjKx; 2 xng SopßdoEQx; 
Too 1990 elvoa -yia Tr|v Aqpo- 

Kpocrfa: to YjcoopYEfo AiKOiooövrig. 

Äp0po 4 

Tia TiQ av&yK»; xr\<; eKÖöoEöx; jisTO^ä xcov 
oüpßaXXopävcöv pepdjv tv<; lopßAoeox; xoo 
1990, q EAAqviKt^ Aq^oicpatfa 8ev Sa eitxxp- 
pöoEi tk; tk; oTtofeg ÖieTÖTtcooe 

oxeokA pe xa Ap6^ 7, 18 KCtt 19 xng Eopco- 
TtaiKt^Q I\)pßAae(i)^ jiepf EKÖÖaecog xqg 13qg 
AcKEpßpfoo 1957. 

ApOpo 5 

Tia xk; avAyicE(; Tqg SiKaoxiKt^g ox)V'- 
6popfi<; oxov TtoiviKÖ xop^a pExoe^ö xcov 
ovpßotXXopävcöv pepcöv xng LopßAcjECo^ xoo 
1990, q EXXqviiO^ Aqpoxpaxfa 5^ Ga e(|)(xp- 
pöOEi xqv e7n(|)6X(x5q, rqv OTtofa öiexÖTtcooe 
oxexiKÄ p€ xa ApGpa 4 koi 1 1 Tq<; Eopco- 
7caiKt^(; ZopßAoECo^ AiKacmicfiQ j:\)v6popfi(; 
oxov TCoiviKÖ xopäa vf\q 20l^(; AicpiMov 
1959, 

ÄpGpo 6 

1. H Tcapoäoa L\)p(|)cov{a mÖKeixai oe 
icäpcooq, äyxpicrq fj (XJCo6oxl^, Ta äYypa(|)a 
ETTUCüpdXJECO^ EYKpfOECOg f\ aTcoöoxl^^ Koxa- 
xfOEVXOi oxqv Kvßäpvqoq xoo Mey&Xoo 
AookAxoo) xo\) Aoo^epßoöpToo, q oTcofa 
YvcooxoTcoiEf rqv KaxAGEoq oe 6>.a xa <n)p- 
ßoAAöpeva p^pq. 

2. H Tcapoäoa IvpcjKovfa opxf^ei va lo- 
XÖEi xqv Tcpdxxq qpäpa xoo Sem^poo pqvög 
;rov aKoXooGEf xqv KaxAGEcrq xcov eyyp<5t(|)cov 
E7aia)pdxjEC0(^ eyKpfcJECo^ a7co5oxt^<; ek 
p^poog xcov Kpaxdjv ävcxvxi xcov ortofcov q 
löpßacrq xoo 1990 äxei (xpxfoEi va loxöei, 
Kcxi xqg EAAqviicJ^i; AqpoKpaxfcx^. 

fevcxvxi xcov AXAxov Kpaxcöv, q jcapoöoa 
ZopijKovla Ga apxfoei va loxöei xqv Tcpcbxq 
qpäpa xoo 5e\)xäpov pqvög noxt aKoAooGet 
xqv Kax&Geoq xcov eyypAäcov emicopdxjecog, 
eyicpfoEcoq fj (xno6oxi^<; xoxx;, e(J)’öoov q Tta- 
poöoa <7üp(|>cov(a ^ei apxfoEi va loxöei 
KaxA xk; öiaxA^Eu; xoo jcpoqYoop^oo 
e6(x<))fo\). 

3. H Koßäpvqcyq xoo MeY&>X)\) AookAxoo 
Tov Aoo^pßoäpTot) yvcooxoTcoiel xqv qpe- 
popqvla evÄp^ECog icjx^og oe xaG^va anö 
xa oüpßcxXXöpeva päpq. 

ÄpGpo 7 

1. H Koßdpvqoq xoo Mey&>.o\) AovkAxoo 

xov Aoo^epßoöpToo öiaßißA^ei oxqv K\>- 
ß^vqcyq xq<; EHqviKl^g Aqpoicpaxfag 
aKpißä(; Koa eTcucupcopävo cxvx(Ypcx<t)o xq<; 
Zop^cjECo^ xov 1990 oxq yeppa- 

viKl^, icmctviKi^, ixcxXiKt^, oAAavöiiö^ xai 
TCopxcryaXiicfi yXcbooa, 

2. To KEfpevo xqg lopßAcJECoq xoo 1990 
CTxqv eXXqviKt^ YXxlxyoa npoocxpx&xai oxqv 
Tccxpoöoa £\)p(t)cov(a Kai efvcxi e^fooo ai)- 
Gevxikö pE xa 6Xhx Kcfpeva xq<; Zopß&oeco«; 
xox) 1990 oxq Ta^iicr^, TEppaviici^, lojca- 
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französischer, italienischer, niederländi- 
scher, portugiesischer und spanischer 
Sprache. 


Zu Urkund dessen haben die hierzu 
gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
Übereinkommen unterschrieben. 

Geschehen zu Madrid am sechsten No- 
vember neunzehnhundertzweiundneunzig 
in deutscher, französischer, griechischer, 
italienischer, niederländischer, portugiesi- 
scher, spanischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in 
einer Urschrift, die bei der Regierung des 
Großherzogtums Luxemburg hinterlegt 
wird; diese übermittelt jeder Vertragspartei 
eine beglaubigte Abschrift. 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


pagnole, frangaise, italienne, nöerlandaise vucfj, oUccvÖucr^ Kai TroptoTaXuc/i 

et portugaise. yXdxjaa. 


En foi de quol, les soussignes, düment 
autorisös ä cet effet, ont apposö leurs si- 
gnatures au bas du präsent Accord. 

Falt ä Madrid, ie six novembre mil neuf 
Cent quatre-vingt-douze, en langues alle- 
mande, espagnole, frangaise, grecque, ita- 
lienne, näeriandaise et portugaise, les sept 
textes faisant ägalement foi, en un exem- 
plaire originale qui sera däpose dans les 
archives du Gouvernement du Grand-Du- 
che de Luxembourg, qui remettra une copie 
certifiee conforme a chacune des Parties 
Contractantes. 


2e Trfatoxni xcov avanäpco, oi kAtcoOi 
T rXripe^o'öaioi Seövxox; e^oDcno6oTr||iävoi 
Ttpog toäto, äGeaav Tqv 'ü7ro7pa(t)fi toDg 
K(3ttC0 tXTlÖ TTIV Ttapoäoa SDfKtJCOVfa. 

feyive <mt Ma6p(Tri niv 6r\ Noeiißpfoi) 
1992, axTiv yoA.A.iKl^, TEppoviict^, e^Ariviic/i, 
iCTTcaviicr^, itoXiKfi, oA^vÖiicrl xai Ttopto- 
7 aA,iicl^ yX.<baaa. Ta ekzöl Kdpeva elvai 
e^taoD aD0evTiK(i, ae äva TrpcoiöiDTio ato 
oTtofo Kaxateeet ata apxefa rng KDßepvfi- 
aecog tod Mey&Ax)!) AgdkAxod xod 
A o'ü^epßoäpyoo), to OTiofo 0a SiaßißAoei 
aKpißäg Kai e7UKUpco|iävo avT(pa<t)o ae 
K(i0£ a\)|ißaX.AApevo päpoq. 
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Schlußakte 

I. Bei der Unterzeichnung des Übereinkom- 
mens über den Beitritt der Griechischen 
Republik zu dem am 19. Juni 1990 in 
Schengen Unterzeichneten Übereinkom- 
men zur Durchführung des Übereinkom- 
mens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der 
BENELUX-WIrtschaftsunion, der Bundesre- 
publik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen Ab- 
bau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen, dem die Italienische Republik mit 
dem am 27, November 1990 in Paris Unter- 
zeichneten Übereinkommen sowie die Por- 
tugiesische Republik und das Königreich 
Spanien mit den am 25. Juni 1991 in Bonn 
Unterzeichneten Übereinkommen beigetre- 
ten sind, macht sich die Griechische Repu- 
blik die Schlußakte, das Protokoll und die 
Gemeinsame Erklärung der Minister und 
Staatssekretäre, die bei der Unterzeichnung 
des Übereinkommens von 1990 unterzeich- 
net wurden, zu eigen. 

Die Griechische Republik schließt sich den 
darin enthaltenen gemeinsamen Erklärun- 
gen an und nimmt die darin enthaltenen 
einseitigen Erklärungen entgegen. 

Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung der 
Griechischen Republik eine beglaubigte Ab- 
schrift der Schlußakte, des Protokolls und 
der Gemeinsamen Erklärung, die bei der 
Unterzeichnung des Übereinkommens von 
1990 unterzeichnet wurden, in deutscher, 
französischer, italienischer, niederländi- 
scher, portugiesischer und spanischer 
Sprache. 

Der griechische Wortlaut der Schlußakte, 
des Protokolls und der Gemeinsamen Er- 
klärung, die bei der Unterzeichnung des 
Übereinkommens von 1990 unterzeichnet 
wurden, ist dieser Schlußakte beigefügt und 
ist gleichermaßen verbindlich wie der Wort- 
laut in deutscher, französischer, italieni- 
scher, niederländischer, portugiesischer 
und spanischer Sprache. 


II. Bei der Unterzeichnung des Übereinkom- 
mens über den Beitritt der Griechischen 
Republik zu dem Übereinkommen zur 
Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der BENELUX- 
Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Repu- 
blik betreffend den schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
dem die Italienische Republik mit dem am 
27. November 1990 in Paris Unterzeichne- 
ten Übereinkommen sowie die Portugiesi- 
sche Republik und das Königreich Spanien 


Acte Final 

I, Au moment de la signature de l’Accord 
d’adhäsion de la Räpublique hellänique ä la 
Convention d’application de TAccord de 
Schengen du 1 4 juin 1 985 entre les Gouver- 
nements des Etats de l’Union öconomique 
Benelux, de la Röpublique föderale d’Alle- 
magne et de la Röpublique franpaise relatif 
ä la Suppression graduelle des contröles 
aux frontiöres communes, signäe ä Schen- 
gen le 1 9 juin 1 990, ä laquelle ont adhörä la 
Röpublique italienne par l’Accord d’adhä- 
sion signö ä Paris le 27 novembre 1 990, le 
Royaume d’Espagne et la Räpublique por- 
tugaise par les Accords d’adhäsion signäs ä 
Bonn le 25 juin 1991, la Räpublique helläni- 
que souscrit ä l’Acte final, au Procös-verbal 
et ä la Däciaration commune des Ministres 
et Secretaires d’Etat signös au moment de 
la signature de la Convention de 1990. 


La Räpublique hellenique souscrit aux De- 
clarations communes et prend note des Dä- 
clarations unilatärales qu’ils contiennent. 

Le Gouvernement du Grand-Duchö de 
Luxembourg remet au Gouvernement de la 
Räpublique hellönique une copie certifiäe 
conforme de l’Acte final, du Procäs-verbal et 
de la Declaration commune des Ministres et 
Secrötaires d’Etat signäs au moment de la 
signature de la Convention de 1990, en 
langues allemande. espagnole. frangaise, 
italienne, nöerlandaise et portugaise. 

Les textes de l’Acte final, du Procös-verbal 
et de la Declaration commune des Ministres 
et Secrätaires d’Etat signös au moment de 
la signature de la Convention de 1990. äta- 
blis en langue grecque, sont annexäs au 
präsent Acte final et font foi dans les mämes 
conditions que les textes ätablis en langues 
allemande, espagnole. frangaise. italienne, 
näerlandaise et portugaise. 


II. Au moment de la signature de l’Accord 
d’adhäsion de la Räpublique hellänique ä la 
Convention d’application de l’Accord de 
Schengen du 14 juin 1985 entre les Gouver- 
nements des Etats de l’Union äconomique 
Benelux, de la Räpublique fädärale d’Alle- 
magne et de la Räpublique frangaise relatif 
ä la Suppression graduelle des contröles 
aux frontiäres communes, signäe ä Schen- 
gen le 19 juin 1990, ä laquelle la Räpublique 
italienne a adhärä par l’Accord signä ä Paris 
le 27 novembre 1990 et le Royaume d’Es- 
pagne et la Räpublique portugaise par les 
Accords d’adhäsion signäs ä Bonn le 


TeA.iici*i rip&^Ti 

I. KaxA Tqv a)7K)7pcx<l)Yi £a)p<l)cov((X(; jcpo- 

oxoDpilcreax; Tqg ATmoKpaxfog 

crrnv löpßaaq e(|)appoYfi(; Tqg arcö 14 lo\>- 
vfoü 1985 1-opilKövfag loo) Schengen pero^ö 
xcöv K'üßepvfjoecov xcov KpaxAv xT|g Oiko- 
vopiKfjg Evdxyeax; Benelux, xqg OpooTCov- 
Öiaictlg AqpoKpaxiag xrig reppoWog mi xqg 
FccAAiKYig AqpoKpaxfocg o^exiKÖ pe xq oxa- 
6iaKfj Kaxdtpyriori xcov eX^tov oxa koivA 
oävopcx, q oTcofa '07ce7pd(l)q oxo Schengen 
xqv 19q loDvlot) 1990 Koa orqv orcofa itpo- 
aex<5)pqaav q IxotXiKfi AqpoKpaxfa pe xq 
ZupcjKövta TcpocTxtopi^crccog q orcofa \)7te- 
7P<5Mt)q 0 X 0 napfol xqv 27q Noepßpfoi) 1990, 
xo BaofXeio xqg loTiocvfag Koa q AqpoKpa- 
xfa xqg nopxoyoXfog pe xig Ia)p(^covfeg jtpo- 
CTXcopf\oeco<; tcod '07ce7p&(})qaav crxqv Böwq 
xqv 25q loDvfoo) 1991, q EÄAqvucl^ Aqpo- 
Kpaxfa oüV'ü7co'yp(5«l)ei xqv TeX,iKf| IlpA^q, 
xa npaicuKd Kai xqv Koivfj AfjXcooq xcov 
YTcoDpTibv Koa YitJOTco-upTibv, nov DTie- 
'ypA(|>qaav KaxA xqv imo7pcx<jr(^ xqg iDpßd- 
oecog xoo) 1990. 

H EAXqviKt^ AqpoKpaxfa oüvoTK)7p(5t4>ei xig 
Koiv^g öqXdxieig koi Aopßdva dtcö 
cyqpefcöoq xig povopepefg öq^cboeig nov rte- 
piAapßtivovxcxi cmg ovcox^pco JcpA^ag. 

H KDß^pvqcjq xov MeyA^x)!) AodkAxod xoo 
Aoo^epßoöpyo'u Öiaßißd^a oxqv K\>- 
ß^pvqcyq xqg EAAqviKfjg AqpoKpaxfag 
aKpiß^ Kai eTiiKupcop^o ovxfypcx^ xqg 
TeXiKfjg Ilpd^co«;, xcov npaicuKifjv koi xqg 
Koivfjg Aq^xboecog xcov DTCoDpytbv kcxi 
Tcoopyöv, TcoD ‘U7te7pd(l)qaav Kaxd xqv dtco- 
Tpo^ xqg Xopßdoecog xod 1990, oxqv 
7aXA.lKt^, TEppCCVlKfj, lOJlCXVlKt^, ixcxXiKfj, 
oA>xxv5iKfj Kcxi TcopxoToXiKt^ yXcbooa. 

Ta Kefpeva xqg TeXixfig npd^ecog, xcov 
npaicuKdjv Kai xqg Koivi^g AqXÄcyecog xcov 
DTcoDpydbv KCXI 'ü<))D7K)a)p7d)v, xa oicofa Drce- 
7pd(})qaav Kaxd xqv t)7C07p(x<|>fi xqg Xopßd- 
oecog XOD 1990, crxqv EÄ^qvixfi yAxöooa 
Tcpooapxcbvxai crxqv TMXpoöoa TeXixfi 
npd^q KCXI efvai e^fooD aDOevxiKd pe xa 
Kefpeva oxqv yaAAiKfi, yeppcxviKt^, loxca- 
viKt^, ix(xA,iKi^, oAAcxvÖiKt^ KCXI icopxoyoXiKil 
Y^dKToa. 

II. Kaxd xqv DTCoyp(x<l)t^ xqg iDpcjKovfag rcpo- 
CTXtopl^crccog xqg EXXqvii^g AqpoKpaxfog 
oxqv löpßaoq E(|>appoyf|g xqg iDp^covfag 
Schengen xqg 14q<; loDvfoD 1985 pexot^ö 
xcov KDßepvfjcrecov xcov Kpaxcbv CXkovo- 
piKfjg Evcbcrecog Benelux, xqg Opoojiov- 
ÖiaKfjg AqpoKpaxfcxg xqg Teppcxvfcxg kcxi xqg 
To^AiKi^g AqpoKpaxfog oxexiKd pe xq crxa- 
6iaKf| Kaxdpyqcrq xcov eJiäyxwv crca Koivd 
oövopo, q OTcofa D7ce7pd(l)q oxo Schengen 
xqv 19q loDvfoD 1990, oxqv ojxofa q Ix(xX,iKfj 
AqpoKpaxfa Tcpocyex(J)pq<ye pe lDp<l>covfa q 
oTcofa Djxe 7 pd(|)q oxo Ilcxpfcn xqv 27q Noep- 
ßpfoD 1990 Kai xo Bac5fA£io xqg Icjjccxvfcxg 
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mit den am 25. Juni 1991 in Bonn Unter- 
zeichneten Übereinkommen beigetreten 
sind, haben die Vertragsparteien die folgen- 
den Erklärungen angenommen; 


1 . Gemeinsame Erklärung zu Artikel 6 des 
Beitrittsübereinkommens 

Die Unterzeichnerstaaten unterrichten 
sich schon vor Inkrafttreten des Beitritts- 
übereinkommens über alle Umstände, 
die für die Vertragsmaterie des Überein- 
kommens von 1990 und für die Inkraft- 
setzung des Beitrittsübereinkommens 
von Bedeutung sind. 

Das Beitrittsübereinkommen wird zwi- 
schen den Staaten, in denen das Über- 
einkommen in Kraft getreten ist, und der 
Griechischen Republik erst in Kraft ge- 
setzt, wenn die Voraussetzungen der 
Anwendung des Übereinkommens von 
1990 bei diesen Staaten gegeben sind 
und die Kontrollen an den Außengren- 
zen dort tatsächlich durchgeführt wer- 
den. 

Für die übrigen Staaten tritt dieses Bei- 
trittsübereinkommen erst in Kraft, wenn 
die Voraussetzungen der Anwendung 
des Übereinkommens von 1990 bei den 
Unterzeichnerstaaten dieses Beitritts- 
übereinkommens gegeben sind und die 
Kontrollen an den Außengrenzen dort 
tatsächlich durchgeführt werden. 

2. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 9 Ab- 
satz 2 des Übereinkommens von 1990 

Die Vertragsparteien stellen fest, daß 
zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des 
Übereinkommens über den Beitritt der 
Griechischen Republik zu dem Überein- 
kommen von 1990 als gemeinsame Vi- 
sumsregelung nach Artikel 9 Absatz 2 
des Übereinkommens von 1 990 die ab 
dem 19. Juni 1990 zwi^hen den Unter- 
zeichnerstaaten des Übereinkommens 
von 1990 angewandte gemeinsame Vi- 
sumsregelung gilt. 

3 Gemeinsame Erklärung zum Daten- 
schutz 

Die Vertragsparteien nehmen zur 
Kenntnis, daß die Regierung der Grie- 
chischen Republik sich verpflichtet, vor 
der Ratifizierung des Übereinkommens 
über den Beitritt zu dem Übereinkom- 
men von 1990 alle erforderlichen Initiati- 
ven zu ergreifen, um das griechische 
Recht entsprechend dem Übereinkom- 
men des Europarats vom 28. Januar 
1981 zum Schutz des Menschen bei der 
automatischen Verarbeitung personen- 
bezogener Daten und unter Beachtung 
der Empfehlung R (87) 15 des Minister- 
ausschusses des Europarates über die 
Nutzung personenbezogener Daten im 
Polizeibereich vom 17. September 1987 
dahingehend zu ergänzen, daß die Arti- 
kel 117 und 126 und die sonstigen da- 


25 juin 1991, les Parties Contractantes ont 
adoptä les Däciarations suivantes: 


1. Däciaration commune concernant l’arti- 
cle 6 de l’Accord d’adhäslon 

Les Etats signataires s’informent mu- 
tuellement, däs avant l’enträe en vi- 
gueur de l’Accord d’adhäsion, de toutes 
les circonstances qui revetent une im-, 
portance pour les matiäres visäes par la 
Convention de 1990 et pour la mise en 
vigueur de TAccord d’adhäsion. 


Le präsent Accord d’adhäsion n’entrera 
en vigueur entre les Etats pour lesquels 
la Convention de 1990 est enträe en 
vigueur et la Räpublique hellänique que 
lorsque les conditions präalables ä 
rappllcation de la Convention de 1990 
seront remplies dans ces Etats et que 
les contröles auxfrontiäres extärieures y 
seront effectlfs. 


A rägard des autres Etats, le präsent 
Accord d’adhäsion n’entrera en vigueur 
que lorsque les conditions präalables ä 
rappllcation de la Convention de 1990 
seront remplies et que les contröles aux 
frontiäres extärieures y seront effectifs. 


2. Däciaration commune concernant l’arti- 
cle 9 paragraphe 2 de la Convention de 
1990 

Les Parties Contractantes präcisent 
qu’au moment de la signature de 
l’Accord d’adhäsion de la Räpublique 
hellänique ä la Convention de 1990, le 
rägime commun de Visa auquel se rä- 
färe l’article 9 paragraphe 2 de la 
Convention de 1 990 s’entend du rägime 
commun aux Parties Signataires de 
ladite Convention appliquä ä partir du 
19 juin 1990. 


3. Däciaration commune concernant la 
protection des donnäes 

Les Parties Contractantes prennent acte 
de ce que le Gouvernement de la Räpu- 
blique hellänique s’engage ä prendre, 
avant la ratification de l’Accord d'adhä- 
sion ä la Convention de 1 990, toutes les 
initiatives näcessaires pour que la lägis- 
lation hellänique soit complätäe confor- 
mäment ä la Convention du Conseil de 
l’Europe du 28 janvier 1981 pour la pro- 
tection des personnes ä l’ägard du trai- 
tement automatisä des donnäes ä ca- 
ractäre personnel, et dans le respect de 
la Recommandatlon R (87) 15 du 17 
septembre 1987 du Comitä des Minis- 
tres du Conseil de l’Europe visant ä 
räglementer l’utilisation des donnäes ä 
caractäre personnel dans le secteur de 
la Police, afin de donner entiäre appllca- 


Ktti q AqpoKpaxfa xqq nopT07aA.(a(; pe 
lDp(|>a)v(e(; 7tpooxo)pfiae(ö(; oi oicofeq i) 7 ü£~ 
7p(i(l)qoav oxriv B6 vvt| Tqv 25q lo^vfoi) 
1991, ra oupßotAAöpeva päpq moÖäxTioav 
tk; aK6>x)D0eq AqXxboeK;. 

1. Koivt^ AfjXQxrri 6aov a((K)pA to dpOpo 6 
vi]q 2a)p(|)cov(a(; jüpooxo)pi\aE(ö<;. 

Ta D7to7p(5t(|>ovta KpAxTi evqpepcjbvovTai 
opoißata, fjSq npiv an6 ttiv ävap^q 
loX'öoq v(]<; 2:Dp<|>ö)vfa(; TrpooxcopfjoeccK;, 
oxetikA pe tk; itepiorAaeK; nox> 
elvai onpotvTiKäq “yia top£((; nov 
Tcepiäxovtai orri Zäpßaon tod 1990 xai 
yia Tqv Gäori oe loxö Tqq ZDp(t)cov(a(; 
;cpooxö)pl1<5eoi<;- 

H reapoäoa lDp(l>cov(a ÄpooxtopfjoEox; 
6 a Te0el ae lox^ peto^ä tcov Kpat 6 v 
ävovn tcov oTtofcov äxei opxfoei va lo- 
Xäa q Läpßooq tod 1990 xai tv(; E?LA.q- 
AqpoKpaT(a(;, pövov ötov Oa 
nXqpcoSoW ata icpArq a-utA oi 7 rpoi> 
Ttoo) npoaTtaitoävtai Tq^ 
e(|>appoyi^(; vf]q iDpßAoECoi; xov 1990, oi 
Se äXeTxoi ora e^coxepiKA crövopa 0 a 
efvoi oxa icpArq ai)TA ajtoieAeapaTi- 
Kof. 

fevovTi tcov AA.XC0V Kpat6v, q Ttapoäoa 
i:\)p<t)C0v(a 7rpooxa)p^oecD(; Oa apxfoei 
va lox^Ei p6vo 6tav jcÄ,qpco0oöv oi 
7cpoÜ7to0^oei(; tcov TcpoaTiaitoävtai tqt; 
e<lKxppoYi^(; tqq iDpßAcjecoq xoxt 1990, oi 
Se ^7X01 oxa e4coTepiKA crövopa 0a 
efvoi ota KpAtq odtA ajtoteXeopati” 

KOf. 

2. Koivfj AfjAxocrq q onofa a<j>opA to Ap0po 
9 7capA7pa())oq 2 tqq LopßAae(D(; too 
1990. 

Ta oopßaXXÖpeva päpq SieoKpivf^oov 
öti KotA tqv D7C07pa<|n1 tq^ Iop(j>covfa(; 
jcpo<TXö)pfiaeco(; tqq EAAqviicfii; Aqpo- 
Kpatfou; CTtqv Zäpßaoq toi) 1990, to 
Koivö KoOeotcix; Oeopfjoecov, oto ojtofo 
(xva<|)äpetai to Ap0po 9, 7capA7pa<|>0(; 2 
tq(; iDpßAcjecoq too 1990, ouvASei Jtpoq 
to Koivö KaOeotciK; tcov DTcoTpowtJÖvtcov 
pepdbv tqt; ev AA7C0 ZopßAaecD(; noxt 
e<|>app6^etai otiö tqv 19q loDvfoi) 
1990. 

3. Koivt^ AfjAxocrq oxetixA pe tqv Ttpoata- 
ofa SeSopävcov. 

Ta cropßotAAöpeva päpq AxxpßAvoDV 
Tvcboq öti q Koßäpvqcrq v(]q EAAqvncfit; 
AqpoKpatfot^ cxvaAxxpßAvei tqv vno- 
Xp^cooq va AAßei Jtpiv anö tqv icöpcocyq 
tq(; ZDpilKovfaq jtpocjxtopiloecoq otqv 
Zöpßaoq toD 1990, 6 A£(; tK; anapcxftq- 
teq T[pcötoßoDA.feq 710 va oopjtXqpcoOef 
q eAAqviict^ vopoOecrfa, cr 6 p(l>cova pe tqv 
läpßcxoq toD iDpßoDXfoD tqQ EopcJwcqt; 
xr\q 2Sx]<; Icxvooapfoi) 1981 71 a tqv icpo- 
otoofa tcov atöpcov an6 tqv aotöpatq 
ejie^epTacjfa SeSopävcov jtpoacomKoö 
XapOKtfipa KOI tqpoopävqi; tq(; ai>~ 
cjtAoecöi; R (87) 15 tq(; 17q(; Zejrcep- 
ßpfoD 1987 tq^ Ejatp07Ct1(; YjtODpTtbv 
too Iopßoo>.(oo tqi; EopcJwcqt;, noo 
aTtocKOTcef otq päOpicrq tqq xpAotoac, 
tcov SeSopävcov Tcpoacojnicoä xocpOKtfipa 
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tenschutzrechtllchen Bestimmungen 
des Übereinkommens von 1990 in vol- 
lem Umfang angewandt werden, mit 
dem Ziel, einen den einschlägigen Be- 
stimmungen des Übereinkommens von 
1990 entsprechenden Datenschutzstan- 
dard zu gewährleisten. 


4. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 41 
des Übereinkommens von 1 990 

Die Vertragsparteien nehmen zur 
Kenntnis, daß die Regierung der Grie- 
chischen Republik unter Hinweis auf die 
Tatsache, daß angesichts der geogra- 
phischen Lage der Griechischen Repu- 
blik die Bestimmungen nach Artikel 41 
Absatz 5 Buchstabe b in den Beziehun- 
gen der Griechischen Republik mit den 
anderen Vertragsparteien nicht ange- 
wendet werden können, die Behörden 
Im Sinne von Artikel 41 Absatz 6 nicht 
bezeichnet hat und keine Erklärung Im 
Sinne von Artikel 41 Absatz 9 abgege- 
ben hat. 

Die Bestimmungen nach Artikel 137 
bleiben von dem Verfahren der griechi- 
schen Regierung unberührt. 


5. Gemeinsame Erklärung zum Berg 
Athos 

Die Vertragsparteien erkennen an, daß 
die durch Artikel 105 der griechischen 
Verfassung und durch die Charta des 
Berg Athos verbürgte Sonderregelung 
für den Berg Athos ausschließlich geist- 
lich und religiös begründet ist; sie wer- 
den deshalb dafür Sorge tragen, daß 
diese Sonderregelung bei der Anwen- 
dung und späteren Ausarbeitung der 
Bestimmungen des Übereinkommens 
von 1985 und des Übereinkommens von 
1990 berücksichtigt wird. 

III. Die Vertragsparteien nehmen die folgen- 
den Erklärungen der Griechischen Republik 

entgegen: 

1 . Erklärung der Griechischen Republik zu 
den Beitrittsübereinkommen der Italieni- 
schen Republik, des Spanischen König- 
reiches und der Portugiesischen Repu- 
blik: 

Die Regierung der Griechischen Repu- 
blik nimmt den Inhalt der Beitrittsüber- 
einkommen der Italienischen Republik, 
des Spanischen Königreichs und der 
Portugiesischen Republik zu dem Über- 
einkommen von 1990 sowie den Inhalt 
der Schlußakten und der den genannten 
Übereinkommen beigefügten Erklärun- 
gen zur Kenntnis. 

Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung 
der Griechischen Republik eine beglau- 
bigte Abschrift der genannten Urkun- 
den. 


tion aux dispositions des articles 1 1 7 et 
126 de la Convention de 1990 et aux 
autres dispositions de ladite Convention 
relatives ä la protection des donnöes ä 
caractäre personnel, dans le but de par- 
venir ä un niveau de protection compatl- 
ble avec les dispositions pertinentes de 
la Convention de 1 990. 


4. Declaration commune concemant l’arti- 
cle 41 de la Convention de 1 990 

Les Parties Contractantes constatent 
que, en raison de la Situation gäographi- 
que de la Räpublique hellönique, les 
dispositions du paragraphe 5, point b, 
de rarticle 41 s’opposent ä ce que cet 
article s’applique dans les relations en- 
tre la Räpubllque hellenique et les au- 
tres Parties Contractantes. Par consö- 
quent la Räpublique hellenique n’a ni 
designä les autoritäs au sens de l’ar- 
ticle 41 , paragraphe 7, ni fait de döclara- 
tion au sens du paragraphe 9 de l’article 41 . 


Ce procedä suivi par le Gouvernement 
grec n’est pas contraire aux dispositions 
de rarticle 137. 


5. Declaration commune relative au Mont 
Athos 

Reconnaissant que le Statut spöcial ac- 
cordä au Mont Athos, tel qu’il est garanti 
par rarticle 105 de la Constitution hellä- 
nique et la Charte du Mont Athos, est 
justifiö exclusivement pour des motifs de 
caractäre spirituel et religieux, les Par- 
ties Contractantes veilieront ä en tenir 
compte dans rapplication et l’ölabora- 
tion ultäiieure des dispositions de 
l’Accord de 1985 et de la Convention de 
1990. 


Ml. Les Parties Contractantes prennent acte 
des däclarations suivantes de la Republi- 
que hellönique: 

1 . Däciaration de la Räpublique hellänlque 
relative aux Accords d’adhösion de la 
Röpubiique italienne, du Royaume d’Es- 
pagne et de la Räpublique portugaise 

Le Gouvernement de la Räpublique hel- 
länique prend note du contenu des Ac- 
cords d’adhösion de la Räpublique ita- 
lienne, du Royaume d’Espagne et de la 
Räpublique portugaise ä la Convention 
de 1990, ainsi que du contenu des Actes 
finals et des Döclarations annexöes 
auxdits Accords. 


Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg remettra une copie certi- 
fiäe conforme des Instruments präcitös 
au Gouvernement de la Röpublique hel- 
lönique. 


cxov xop^a xri(; Aaxcvop(a(;, oüxcoq 
(boxe va urcApxei TiXfiprii; ectKxppoyrl xcov 
Siaxei^ecöv xcov (ÄpOpcov 117 Koa 126 rr\<; 
iDpßdcyeooq xou 1990 koi xcov d^Aov 
5iax(i^e(DV xr\<; ev Xöyß) iDpßdoecöq oxe- 
xiKÄ p£ Trjv Tcpooxaola xcov 6e6o[x^tov 
TcpoGomKO'ö xapaxTfjpot, ps gkotcö va 
eraxeuxOel eTitTceöo 7cp0GxaGta<; Gopßa- 
xö |xe xk; KaxöcAAriXet; 5iaxd^a(; xq»; 
iDpßdGeox; xod 1990. 

4. Koivfi §i^X(öGr|, q onofa a(l)0p(5t xo 
dpOpo 41 rr\<; iDpßdGeox; xod 1990. 

Ta GDpßa^Aöpeva pipq ÖiaraoxdbvoDV 
öxi, 5e6op6vq<; rr\q 'yEC 07 pa<j)iKl^(; O^Gewq 
xqq E>AqviKf|(; AqpoKpaxCot;, oi 6ia- 
xd^aq xqq mpa7pd(|)0D 5 Gqjiefo ß xod 
dpOpoD 41 ovxixCOevxoi orqv e^appoyil 
XOD dpOpOD aDxoü Kaxd xk; ox^oeK; 
pexo^ü EXAqviKl^q AqpoKpaxCoq Kai 
dAAxöv GDpßoXXopivcDV p€p(bv. Zd- 
vejidx; q EXiqviK^ AqpoKpaxfa oüxe 
iX^ opfGa apx^<; Kaxd xqv ^oia xod 
dpOpoD 41 7capd7pa<|)0(; 7 oüxe Tcpoßaf- 
va Ge SfiXcoGq Kaxd xqv ^oia rqt; 
7capa7pd<|)OD 9 xod dpOpOD 41. 

H 8ia5iKaG(a aDxfj, xqv OTcota aKoXoD- 
Oet q EXXqviKfj KDß^pvqoq, 5ev avxi- 
ßafva 7cpo<; xk; Öiaxd^eK; xod dpOpOD 
137. 

5. Koivi^ 5f|XcoGq GxexiKl^ pe xo Äyiov 
Öpoi;. 

AvaTvcDpf^ovxo«; öxi xo aöiKÖ KaOeGxdx; 
XOD AtCod ÖpoD(;, öitcoq xo eyyDdxoi xo 
dpOpo 105 XOD EXXqviKOÜ ZDVxdypaxot; 
Kai o Xdpxq^; xod AtCod 6poD(; öikoio- 
XoteIxoi atiOKXaGXiKd yia iiveDpaxi- 
Koüq Kai OpqGKEDXiKOÜj; XÖ 70 D<;, xa 
GDpßoXXöpeva p^pq 0a <|)povx(GODV va 
XdßoDv xoüxo DTcöyq xoDQ Kaxd xqv 
e<j)appoYi1 KOI xqv Tiepaix^p© eTie^ep-ya- 
G(a xcov 5iaxd^etov xqt; ZDp<|)cov(a<; xod 
1985 Kai xqc; ZDpßdGaoq xod 1990. 


III. Ta GDpßoXXöpeva päpq XapßdvoDV 
yvdöGq xcov aKÖXoD0(öv SqAx&Gecöv xr\(; 
EXXqviKJ*i(; AqpoKpaxfac;: 

1. AfiXcoGq rr\(; EXXqviKl^(; AqpoKpaxCoq 
GxexiKd pe xk; ZDp<l)tovÜe(; lipo- 
oxcopfiGeroq xqq IxaXiKt^(; AqpoKpaxfoi;, 
XOD BaGiXetoD xqq iGTrovtoi; koi xq(; 
AqpoKpaxCcx^ xqq nopxoToXfat;. 

H KDß^pvqoq xq(; EXXqviKf|(; AqpoKpa- 
Tiax; Xopßdva dtcö Gqpefaxrq xo Tcepie- 
XÖpevo xcov ZDp<lKövi(bv npooxcopfioecoq 
xr\(; IxaXiKi*i(; AqpoKpax(a(;, xod Bogi- 
XeCoD xr\<; iGTtovtoi; koi xqq AqpoKpa- 
xlaq xq^ nopxoToXfaq oxqv lüpßaGq 
XOD 1990 Ka0<b^ koi xo Tcepiexöpevo xcov 
TeXiKdov npd^ecov koi AqAxbGecov tcod 
TcpOGapxcbvxai gxk; ev AA 710 lDp<l>o>- 
vfeq. 

H KDß^pvqoq xod MeTdXoD AoDKdxoD 
XOD AoD^epßoüpTDD anoGX^Xa em- 
KDpcüp^o aKpiß^t; avx( 7 pa (|)0 xcov ovo)- 
x^pcD eyypd<|)(DV Gxqv KDßi^pvqoq rr\(; 
EAXqviKfiq AqpoKpax(a<;. 
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2. Erklärung der Griechischen Republik 
zur Rechtshilfe in Strafsachen 

Die Griechische Republik verpflichtet 
sich, den von anderen Vertragsparteien 
gestellten Rechtshilfeersuchen auf an- 
gemessene und schnelle Weise auch in 
den Fällen stattzugeben, in denen die 
Rechtshilfeersuchen unmittelbar den 
griechischen Justizbehörden übermittett 
werden nach Artikel 53 Absatz 1 des 
Übereinkommens von 1990. 

3. Erklärung zu Artikel 121 des Überein- 
kommens von 1990 

Die Regierung der Griechischen Repu- 
blik erklärt, daß sie mit Ausnahme von 
frischen Zitrusfrüchten, Baumwoll- und 
Luzemesaatgut ab der Unterzeichnung 
des Beitrittsübereinkommens zu dem 
Übereinkommen von 1990 die phytosa- 
nitären Erleichterungen nach Artikel 121 
dieses Übereinkommens anwenden 
wird. 

Jedoch wird die Griechische Republik 
hinsichtlich der frischen Zitrusfrüchte die 
Bestimmungen des Artikels 121 sowie 
die entsprechenden Maßnahmen späte- 
stens am 1. Januar 1993 anwenden. 


Geschehen zu Madrid am sechsten No- 
vember neunzehnhundertzweiundneunzig 
in deutscher, französischer, griechischer, 
italienischer, niederländischer, portugiesi- 
scher und spanischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in 
einer Urschrift, die bei der Regierung des 
Großherzogtums Luxemburg hinterlegt 
wird; diese übermittelt jeder Vertragspartei 
eine beglaubigte Abschrift. 


2. Döclaration de la Röpublique hellänique 
relative ä l’entraide judiciaire en matiöre 
pönale 

Le Gouvernement de la Röpublique hel- 
lönique s’engage ä traiter les demandes 
judiciaires qui sont faites par les autres 
Parties Contractantes avec toute la dili- 
gence requise, y compris iorsqu*elles 
sont adressöes directement aux auto- 
ritös judiciaires grecques selon la procö- 
dure de l’article 53 paragraphe 1 de la 
Convention de 1990. 


3. Declaration concemant l’article 121 de 
la Convention de 1990 

Le Gouvernement de la Röpublique hel- 
lönique döclare que sauf ä Tögard des 
fruits frais de citrus, des graines de co- 
ton et de luzeme il appliquera, dös la 
signature de l’Accord d’adhösion ä la 
Convention de 1990, les allögements 
phytosanitaires visös ä Tarticle 121 de la 
Convention de 1990. 


Nöanmoins, concemant les fruits frais 
de citrus, la Röpublique hellönique trans- 
posera les dispositions de l’article 121 et 
les mesures qui y sont afförentes au 
plus tard au 1" janvier 1993. 


Fait ä Madrid, le six novembre mll neuf 
Cent quatre-vingt-douze, en langues alle- 
mande, espagnole, frangaise grecque, ita- 
lienne, nöerlandaise et portugaise les sept 
textes faisant ögalement fol, en un exem- 
plaire original qui sera döposö dans les 
archives du Gouvernement du Grand-Du- 
chö de Luxembourg, qui remettra une copie 
certifiöe conforme ä chacune des Parties 
Contractantes. 


2. Af\K(üor\ TTiq EXXTjviKf^q ATmoxpaxio^ 
oxETiKd pe TTiv öiKaoTiKfi auv5popf| 

OTOV TCOIVIKÖ Top^a 

H KDß^vT|on xn«; EÄAtiviKfiq Aripoicpa- 
xiou; ovoXopßdva ttiv vrcoxpöaxrn va 
Xeipt^Toi Tiq SiKaotiKfe^ caxf^OEK;, oi 
07co(e<; Tr\q vTCoß^fjOTiKav aTcö ta dXXa 
crupßaXXÖpeva pöpT), pe xnv ojcaixotH 
pevq e7cipöA£ia, aKÖpi] koi ocv ooteuO^- 
vovToi ojt’evOefcu; otk; E>At|vikö^ Ai- 
KaoTiK^q Apxi^ oöp<t)a>va pe tqv 6ia6i- 
Kaa(a tov (^Opoo) 53, TCOpdypowlKx; 1 
Tr|(; Zvpßdoeox; xov 1990. 

3. AfiA.co(Tri oxetiKÖ pe to dpOpo 121 tt|<; 
ZDpßdoeox; tov 1990. 

H Kvß^vricni xr\<; EXXT|viid^q AqpoKpa- 
xla^ Sr|X(S)vei Ön 0a e<|>app6oEi «ttö 
TTIV 'ü7C07pa(|)Yi TT|<; £\)p<|>CDv{a<; lipo- 
oxtopfjoeox; GTr\\ Zöpßoari too) 1990 tiq 
<j)VTOiyyEiovopiio&^ e>xx(|)p'6voa(; tcov 
TC poßXÖTCOVTOl 0X6 dpOpO 121 XTl^ Zvp- 
ßdoeox; xov 1990, eicröq oe 6, xi c«))opA 
xcn><; icap7K)6<; eo7tepi5oaScS>v, xovq otiö- 
poyy; ßdpßaKoq mi xr| ptiSiicfi. 

riapd xaöxa, öoov a(}>opd xoix; KopTioüc; 
eo7iepi5oa56v, q Atipoxpa- 

x(a 0a vXoTcoifiaei xi^ 6iaxd^a^ xov 
dp0pov 121 KOI xa oxexiKd p^pa xo 
apY^xepoxtiv 1. 1. 1993. 


feyive oxTi Moßpfxri xrjv 6q Noepßp(oa) 
1992, oxriv 7 aA.>.iicf|, yEppaviK^, eXA.TiviKfi, 
lOTcoviicfi, ixaÄ.iict^, oXXavöiicfi Kai Tiopxo- 
ToXiKfi yhjxjacL Ta ercxd Kefpeva efvai 
e^tooD aD0evxiKd, oxo Tcpcoxöxvno tcod 0a 
Kaxaxe0e( oxa apxeta xr|q Kvßepvt^oetoq 
xov MeTdXov AovKdxov xod Ao\>^ep- 
ßoöpYDD, xo OTCofo 0a 5iaßtßdaa aKpißöq 
Kca eTüiKupcopövo avx(7pa(t>o oe Kd0e oop- 
ßoÄAöpevo pÖpo<;. 
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Protokoll über den Beitritt 
der Regierung der Griechischen Republik 
zu dem Übereinkommen von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der BENELUX-Wirtschaftsunion, 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
in der Fassung des am 27. November 1990 in Paris Unterzeichneten Protokolls 
über den Beitritt der Regierung der Italienischen Republik 
und der am 25. Juni 1991 in Bonn Unterzeichneten Protokolle 
über den Beitritt der Regierungen der Portugiesischen Republik und des Königreichs Spanien 


Protocoie d’Adhösion 

du Gouvernement de la Republique hellenique 
a TAccord entre les Gouvernements des Etats de l’Union economique Beneiux, 
de la Republique föderale d'Allemagne et de la Republique fran9aise 
relatif ä la suppression graduelle des contröles aux frontiöres communes 
signö a Schengen le 14 juin 1985, 

tel qu’amende par les Protocoles d’adhösion du Gouvernement de la Röpublique italienne 

signö ä Paris le 27 novembre 1990 

et des Gouvernements du Royaume d’Espagne et de la Republique portugaise 

eignes a Bonn le 25 juin 1991 

np(öTÖKo>Ao npooxcDpfjaecoq 
Tx\q Koßepvfiaecöq xr\q AiipoKpax(a<; 

axT|v 2op<l)cov(a petot^^ xcov Koßepvfjoecov xcov Kpax(bv v[\q OiKovopixfiq Ev(baeo>; Benelux, 
vr\q OpoGTrovSiaicfiq ATipoKpax(a(; xr|q Teppovtaq Koa v[\q r(xAiiicfi<; AiipoKpax(a(; 
oxexiKÖ pe XTi crcaSiaxfi KaxAp>7n<JTl 'ccov oxa Koivdt cr6vopa 

r\ oTcota \)7ce7p(5M|)T] <jxo Schengen xr|v 14ii loovtoo 1985, 

ÖTcox; xpoTcoTcoifieriKe anö xa IlpcoxÖKoAÄa 7cpooxo)pfioecö(; v[\q KoßepvfiaeccK; v[\q IxoXiicfiq AT|poKpax(a(; 
xo OTcolo a>7ce7pÖM|)ii oxo Oaploi xr|v 21x\ Noepßpfoo 1990, 

Kai xcov KDßepvfiaecov xod Bamkeiov vr\q Icmocv(a(; koi xT|q ATipoKpaxlaq vf\q UopxoycOdaq 
xa o7co(a DneYpd<t)Tiaav axriv Böwt) triv 25ii IodvIou 1991 


Die Regierungen des Königreichs Bel- 
gien, der Bundesrepublik Deutschland, der 
Französischen Republik, des Großherzog- 
tums Luxemburg und des Königreichs 
der Niederlande, Vertragsparteien des am 
14. Juni 1985 in Schengen Unterzeichneten 
Übereinkommens betreffend den schrittwei- 
sen Abbau der Kontrollen an den gemeinsa- 
men Grenzen, nachfolgend „das Überein- 
kommen“ genannt, die Regierung der Italie- 
nischen Republik, die dem Übereinkommen 
mit dem am 27. November 1990 in Paris 
Unterzeichneten Protokoll beigetreten ist, 
sowie die Regierungen der Portugiesischen 
Republik und des Königreichs Spanien, die 
dem Übereinkommen mit den am 25. Juni 
1991 in Bonn Unterzeichneten Protokollen 
beigetreten sind, einerseits 


und die Regierung der Griechischen Re- 
publik andererseits 

unter Berücksichtigung der bereits inner- 
halb der Europäischen Gemeinschaften im 


Les Gouvernements du Royaume de 
Belgique, de la Röpublique föderale d’AI- 
lemagne, de la Röpublique frangaise, du 
Grand-Duche de Luxembourg et du Royau- 
me des Pays-Bas, Parties ä l’Accord relatif 
ä la suppression graduelle des contröles 
aux frontiöres communes, signö ä Schen- 
gen le 14 juin 1985, ci-aprös dönommö 
„I’Accord“, ainsi que le Gouvernement de la 
Röpublique italienne qui a adhörö ä l'Accord 
par le Protocoie signö ä Paris le 27 novem- 
bre 1990 et les Gouvernements du Royau- 
me d’Espagne et de la Röpublique portugai- 
se qui ont adhörö ä l’Accord par les Protoco- 
les signös ä Bonn le 25 juin 1991, d’une 
part. 


et le Gouvernement de la Republique 
hellönique, d’autre part, 

Considörant les progrös döjä realisös au 
sein des Communautös europöennes en 


Ol Kußepvfiaei^ xou BooiXefov xou 
B£>.7 Cou, Tr\q Opoor7cov5iaKl^^ ATi|iOKpax(ccg 
xTjg repjiovfo^, xri^ raA.Xiict^(; ATipoKpat(a(;, 
xou MetAAx)!) AoukAtou xod Aou^ep- 
Po'öpyou KOI XOD BctoiXefou xcov Kdxco 
Xcöpdiv, cjupßo^Aöpeva \iäpr[ xrig lupijx»- 
vlag axetiKd |xe tt|v axaÖiaici^ KaxApyr^oii 
xcov eXÖTXöJV oxa Koivd crövopo, t| ojcofa 
U7ce7pd(lni oxo Schengen xriv I4r\ louvfou 
1985, 0X0 KCxXo-öixevTi „q 5:\)p<|)Cov(a“, 
KaOcbq Kcxi r\ Kußöpvrioq xt|^ IxcxA.iicT^g 
AripoKpaxla^, r\ oTcofa TcpooExc&pTicJE cmiv 
2up<l)cov(a ßdoa npcoxoK6A.>^u xo otcoCo 
U7ce7pd(|)Ti 0 X 0 Ilapfcn Tr|v 27ti Noepßpfou 
1990 Kcxi Ol Kußepvt^creK; xou BaoiXelov xr|g 
Icmavfou; koci xqg AqpoKpaxlcjK; vf\q Oop- 
xoyaMai;, oi OTcofeq Tcpooexdbpqocxv oxr^v 
2uM.(|)Cov(a ßdcrei xcov ITpcoxoKÖÄAcov xa 
ojiofa VTieypdclyriocxv oxqv Böwq xt|v 25ti 
lovvfou 1991, ou^'evöq, 

Kai T| KvßöpvT|or| xrn; E>ATivnct^(; Aqpo- 
Kpax(a(;, a<))’exöpou, 

fexovxa<; uji6>yr| xqv fjSri TcpcxypaxoTcoiq- 
0e(oa jipöoöo 0 X 0 TcXatcno xcov Evpco- 
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Hinblick auf den freien Personen-, Waren- 
und Dienstleistungsverkehr verwirklichten 
Fortschritte; 

im Hinblick darauf, daß auch die Regie- 
rung der Griechischen Republik von dem 
Willen, an den Binnengrenzen die Kontrol- 
len des Personenverkehrs abzuschaffen 
und den Transport sowie den Waren- und 
Dienstleistungsverkehr zu erleichtern, ge- 
tragen ist; 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Durch dieses Protokoll tritt die Griechi- 
sche Republik dem Übereinkommen in der 
Fassung des am 27. November 1990 in 
Paris Unterzeichneten Protokolls über den 
Beitritt der Regierung der Italienischen Re- 
publik und der am 25. Juni 1991 in Bonn 
Unterzeichneten Protokolle über den Beitritt 
der Regierungen der Portugiesischen Re- 
publik und des Königreichs Spanien bei. 


Artikel 2 

In Artikel 1 des Übereinkommens werden 
die Worte „der Griechischen Republik“ nach 
den Worten „der Bundesrepublik Deutsch- 
land“ angefügt. 

Artikel 3 

In Artikel 8 des Übereinkommens werden 
die Worte „der Griechischen Republik“ nach 
den Worten „der Bundesrepublik Deutsch- 
land“ angefügt. 


Artikel 4 

(1) Die Unterzeichnung dieses Protokolls 
erfolgt ohne einen Vorbehalt der Ratifikation 
oder Billigung oder unter dem Vorbehalt der 
Ratifikation oder Billigung. 

(2) Dieses Protokoll findet vom auf die 
Unterzeichnung folgenden Tag an für das 
Königreich Belgien, die Bundesrepublik 
Deutschland, die Griechische Republik, das 
Königreich Spanien, die Französische Re- 
publik, die Italienische Republik, das Groß- 
herzogtum Luxemburg und das Königreich 
der Niederlande vorläufig Anwendung. Sein 
Inkrafttreten erfolgt am ersten Tag des zwei- 
ten Monats nach dem Tag, an dem die 
Staaten, für die das Übereinkommen in 
Kraft getreten ist, und die Griechische Re- 
publik ihre Zustimmung zum Ausdruck ge- 
bracht haben, durch dieses Protokpll ge- 
bunden zu sein. 

Für die übrigen Staaten tritt dieses Protokoll 
am ersten Tag des zweiten Monats nach 
dem Tag in Kraft, an dem jeder dieser Staa- 
ten seine Zustimmung zum Ausdruck ge- 
bracht hat, durch dieses Protokoll gebun- 
den zu sein, sofern dieses Protokoll gemäß 
den Bestimmungen des vorhergehenden 
Absatzes in Kraft getreten ist. 

(3) Dieses Protokoll wird bei der Regie- 
rung des Großherzogtums Luxemburg hin- 


vue d’assurer la libre circulation des per- 
sonnes, des marchandises et des Services, 


Prenant acte de ce que le Gouvernement 
de la Räpublique hellönique partage la vo- 
lontä de parvenir ä la Suppression des con- 
tröles aux frontiöres intörieures dans la cir- 
culation des personnes et dV faciliter le 
transport et la circulation des marchandises 
et des sen/ices, 

sont convenus de ce qui suit: 

Article premter 

Par le präsent Protocole, la Republique 
hellänique adhöre ä l'Accord tel qu’amendä 
par le Protocole d’adhäsion du Gouverne- 
ment de la Räpublique italienne, signä ä 
Paris le 27 novembre 1990 et par les Proto- 
coles d’adhäsion des Gouvernements du 
Royaume d’Espagne et de la Räpublique 
portugaise, signäs ä Bonn le 25 juin 1991. 


Article 2 

A l’article premier de l’Accord, les mots 
„la Räpublique helläntque“ sont ajoutes 
apräs les mots „la Republique föderale 
d’Allemagne“. 


Article 3 

A Tarticle 8 de l’Accord, les mots „de la 
Räpublique hellänique“ sont ajoutäs aprös 
les mots „de la Republique föderale d’Alle- 
magne“. 


Article 4 

1. Le präsent Protocole est signö sans 
rösen/e de ratification ou d’approbation ou 
SOUS rösen/e de ratification ou d’approba- 
tion. 

2. Le präsent Protocole s’appliquera ä 
titre provisoire ä compter du jour suivant sa 
signature pour le Royaume de Belgique, la 
Röpublique födörale d’Allemagne, la Röpu- 
blique heliönique, le Royaume d’Espagne, 
ia Röpublique frangaise, la Röpublique ita- 
lienne, le Grand-Duchö de Luxembourg et 
le Royaume des Pays-Bas. II entrera en 
vigueur le premier Jour du deuxiöme mois 
qui suit la date ä laquelle les Etats pour 
lesquels l’Accord est entrö en vigueur et la 
Röpublique heliönique auront exprimö leur 
consentement ä ötre lies par le present 
Protocole. 

A l’ögard des autres Etats, le präsent Proto- 
coie entrera en vigueur le premier jour du 
deuxiöme mois qui suit la date ä laquelle 
chacun de ces Etats aura exprimö son con- 
sentement ä ötre liö, pour autant que le 
präsent Protocole soit entrö en vigueur con- 
formöment aux dispositions de l’alinöa prö- 
cödent. 

3. Le Gouvernement du Grand-Duchö de 
Luxembourg est döpositaire du präsent 


7iaiK(5)v KoivoTt^tcDV yia va 6iaa<J)(xA.io0e( q 
eXsöOepq icuicXo<lK>p(a npoodwccov, epTto- 
peo|x<5txtov Kca ‘üTrnpeoKbv, 

Aotpß&vovtou; unöxjni öii q Kußöpvqcrq 
Tq(; EXA.qviicfi(; AqpoKpaxfag av)|x|xep(^exai 
xqv ejii0u|x(a 71a va npoxcopfjoei oxqv ko- 
xdtpyqoq xtov eXÖTxcov crxa eacöxepiKd oö- 
vopa 71a xqv K\)K>x><|>opta npoadlmwv xai va 
ÖieuKoXövei xqv p€xa<|)opd koi ia)KXo4>op(a 
e|inopeopAxtov xai OTcqpeoKÖv, 

lupö^voöv xa aKÖXouOa: 

Äp9po 1 

Me xo nopöv npcoxÖKoXXo q EÄAqviici^ 
AqpoKpaxfa jcpooxcopef oxqv 2:u|x4x*>v{a, 
ÖTccoq xpononoifjÜqKE |xe xo nponÖKoX^o 
npooxcopfjoeox; xq(; Koßepvfjoecoq xqg Ixa- 
Xiicfjg AqpoKpaxfoi;, xo onofo OTceTpdiliq 0x0 
naptoi xqv 27q Noepßpfoo 1990 KaOdix; koi 
|xe xa npa>xöKO>Aa npooxcopfjoecoq xcov 
Koßepvfjoeojv xov BooiXetoo xqQ lonavtoQ 
KOI xq<; AqpoKpaxfaq xr\(; nopxo7aXla(;, xa 
OKOla oiie7p(5t<l>qoav oxqv Böwq xqv 25q 
loovfoo 1991. 

ÄpOpo 2 

Ixo ApOpo 1 xq(; Iop<{)(Dv(a(;, 01 
„xq(; EAAqviicfi(; AqpoKpax(a(;“ jipoox(0ev- 
xai |xexA anö xk; „xq(; Opocmov- 

6iaicifj(; AqpoKpaxfai; vf\<; rEp\Lavia<^\ 

ÄpOpo 3 

Lxo ApOpo 8 xqi; 2:‘üp4>o)v(a(; 01 „xq(; 

EXXqvucfji; AqpoKpax(a(;“ npooxfOevxai pe- 
xA ait6 xk; Xö^eiq Opoojcov6iaici*i(; 

AqpoKpax(a<; xq(; Teppavtai;“. 

ÄpOpo 4 

1. To jcopöv npcoxÖKoXXo \)no7pA(j)exai 
Aveo e7a(|)oXA^eco(;, KUp<JxyEü)(; f| eTicpfoeox; 
fj pe xqv e7a<l)öXa^q rr]<; Kupdxjeox; fj xqq 
eTicploEox;. 

2. To Jiopöv npcöxÖKoXXo Oa eijKXppoaOef 
npoocöpivA anö xqv qpöpa jcou aKoXooOeC 
xqv vno7pa<|)Yi xoo, 71a xo BaotXao xoo 
BeXTfoo, xqv OpooTCOvSiaicfi AqpoKpaxfa 
xqQ Feppovfa^ xqv EXXqvucfj AqpoKpaxfa, 
xo BaofXeio xq(; lOTcavfag xqv TaXXiict^ 
AqpoKpaxfa, xo MetAXo AookAxo xoo 
A oxj^epßoöpTOO Kai xo BaotXeio xcov KAxco 
Xcop(öv. ©a opxCoEi va loxöa xqv itpdoxq 
qpöpa xoo Öevx^poi) |iqvö(; nox) aKoXooOef 
xqv qpepopqvfa KaxA xqv onoia xa KpAxq 
71a xa onola q Iop<j)cov(a apxfoei va 
loxöei Kai q EXXqviict^ AqpoKpaxfa Oa 
txovy eK<j)pAoa xqv oi)7KaxA0eof\ xoix; va 
öeopeöovxai ajtö xo Tcapöv npcoxöKoXXo. 

fevovxi xcov AXXcov Kpaxcöv, xo rtapöv 
ripcoxÖKoXXo Oa apxfoei va loxöei xqv 
Tipcbxq qpöpa xoo Öeuxöpoo pqv6<; |xexA xqv 
qpepopqvla KaxA xqv OTiola KaOöva aiiö xa 
KpAxq ctoxA Oa öxa eK<|)pAoei xqv ooTKa- 
xA0ecq\ xoo va öecqieoOef, e<|)öoov xo Jiapöv 
npcoxÖKoÄ^ txßi otpxloEi va loxöei 
cr6p<{)cova pe xo jipoqYoöpevo e6A(j)io. 

3. 0epaxo<j)öXaKa(; xoo 7iapövxo(; ripcoxo- 
Kö^oo opf^exoci q Koß^pvqcrq xoo MetA- 
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terlegt, die den anderen Unterzeichner- 
regierungen eine beglaubigte Abschrift 
übermittelt. Die Regierung des Großherzog- 
tums Luxemburg notifiziert den anderen Un- 
terzeichnerregierungen das Datum des In- 
krafttretens des Protokolls. 

Artikel 5 

Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung der 
Griechischen Republik eine beglaubigte Ab- 
schrift des Übereinkommens in deutscher, 
französischer, Italienischer, niederländi- 
scher, portugiesischer und spanischer 
Sprache, 

Der Wortlaut des Übereinkommens ln grie- 
chischer Sprache ist diesem Protokoll bei- 
gefügt und ist gleichermaßen verbindlich 
wie der Wortlaut des Übereinkommens in 
deutscher, französischer, italienischer, 
niederländischer, portugiesischer und spa- 
nischer Sprache, 


Zu Urkund dessen haben die hierzu ge- 
hörig befugten Unterzeichneten dieses Pro- 
tokoll unterschrieben. 

Geschehen zu Madrid am sechsten No- 
vember neunzehnhundertzweiundneunzig 
In deutscher, französischer, griechischer. 
Italienischer, niederländischer, portugiesi- 
scher und spanischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Protocole; il en remet une copie certifiee 
conforme ä chacun des autres Gouverne- 
ments Signataires. II leur notifie ögalement 
la date d’enträe en vigueur. 


Article 5 

Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg remet au Gouvernement de la 
Räpublique hellänique une copie certifiäe 
conforme de TAccord en langues alleman- 
de, espagnole, frangaise, italienne, neerlan- 
daise et portugaise. 


Le texte de l’Accord, etabll en langue grec- 
que, est annexe au präsent Protocole et fait 
foi dans les mämes conditions que les tex- 
tes de l’Accord ätablis en langues alleman- 
de, espagnole, frangaise, Italienne, neerlan- 
daise et portugaise. 


En foi de quoi, les soussignäs, düment 
autorisäs a cet effet, ont apposä leurs si- 
gnatures au bas du präsent Protocole. 

Fait ä Madrid, le six novembre mil neuf 
Cent quatre-vingt-douze, en langues al le- 
rnende, enpagnole, frangaise, grecque, Ita- 
lienne, näeriandaise et portugaise, les sept 
textes faisant ägalement foi. 


Xov Aoukötou tou Aou^eußo'öpTDU. Aiaßi- 
ßd^ei emKüpcopävo avT(7pa(|)o atriv Kt>- 
ßäpvTjari Kdt0e \)7 co7P(3m|)ovto(; KpdtToug, 
Toug TvoxTTOJioid e7t(ar|<; ttiv T|p£popT|v(a 
svdp^ecog lox'öog. 


Äpepo 5 

H K\)ßäpvT|ar| tou Me7(3tXo\) AoukAtou 
T ou Aou^EpßoöpYou Siaßißdt^ei ornv Ku- 
ß^pvT|<yr| TTig EXATjviKfig AT|poKpax(otg em- 
icupcopävo avx(7pa(|K> xrig ZuprlKovfag ornv 
yotiA.iicfi, TfEppoviicr^, lonoviKfj, 

oAAovÖiKfj Koa TtopTOToXiKfj YXxbaao. 

To ke(|X£Vo TTig lupclKovfag axnv eXXtivikI^ 
yA^aa emauvdtKtexoa oxo jiopöv Ilpcoxö- 
KoX^ KOI etvai auSevxiKÖ ujtö xig (5ieg 
TipoÜTtoG^OEK; p£ xa Kefpsva xqg Zupc^vfog 
xa oTiofa ouvxdtaaovxoi e^faou crxnv yotX- 
yepiLiocviKfj, lojiotviKt^, ixaXiicr^, oA.- 
XovöiKtl Kai KopxoyoXiKl^ YA.d)aaa. 


Ze TrtaxüXTTi xcov ovcox^pco, oi kAxcoOi 
jiA,T|pe^oö<noi ujcäypotYocv xo jiapöv 
npcoxöKoAAo. 

feytve oxri Maöpfxri xriv 6 t| Noepßpfou 
1992, axT|v yctAAii^, y^PpotviKi^, eXA.T|viKl^, 
lOTtoviKr^, ixaA,iKfj, oAAovöiKfj Kai Tiopxo- 
ToXiKfl YAxfxrao, Kai xa ejixd Kefpcva efvoi 
e^faoi) ai)0evxiK(i. 
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Gemeinsame Erklärung 
über die kurzfristigen Maßnahmen 

nach Titel I des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der BENELUX-Wirtschaftsunion, 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
in der Fassung des am 27. November 1990 in Paris Unterzeichneten Protokolls 
über den Beitritt der Regierung der Italienischen Republik 
und der am 25. Juni 1991 in Bonn Unterzeichneten Protokolle 
über den Beitritt der Regierungen der Portugiesischen Republik und des Königreichs Spanien 


Declaration commune 
concernant les mesures ä court terme, 
prövues au Titre I®" de TAccord 

entre les Gouvernements des Etats de TUnion öconomique Benelux, 
de la Republique föderale d’Allemagne et de la Röpublique frangaise, 
relatif ä la Suppression graduelle des contröles aux frontieres communes 
signe ä Schengen le 14 juin 1985, 

tel qu’amende par le Protocole d’adhesion du Gouvernement de la Republique italienne 

signö ä Paris le 27 novembre 1 990 

et les Protocoles d'adhesion des Gouvernements du Royaume d'Espagne et de la Republique portugaise 

eignes ä Bonn le 25 juin 1991 


Koivfi SfiXcöOTi 

oxenKÄ ^le xa ßpaxD^cpöGeana ^löxpa, 

xa oTcofa TtpoßXörcovxai axov xfxXo I rn? lD|X(t)(ö\^(x<; pexoc^'ö xcov KDßepvfiaecöv 
x(öv Kpax6v TTiq OiKovopiKfiq Evdxjeox; Benelux, rn? OpooTcovöiaicfi^ ArmoKpaxfa? 
xriq repixovfocc; kcci vf]<; raAAiKfjq ArmoKpaxfaq, 

GxexiKÄ pe XT|v axccSiccKfi KaxApyrian xcöv eAÖTX^v axa Koivd Gövopa, 
r| oTiofa D7r£7p&(|)r| axo Schengen xr|v 14r| IgdvIod 1985 
ÖTcoq xp07co7coifi9r|ice anö xo npcoxÖKo^o TcpooxcDpfjaeax; Vf](; KDßepvfiaecoi; xr\(; IxaXucfiq ArjixoKpaxfa?, 
xo OTtofo D7ceYp(i(|)r| axo naploi rnv 21r\ Noepßpfoi) 1990 
Kai anö xa npcoxÖKo^a Ttpooxcopi^aecix; xcov Koßepvfjaeöv 
xoD BaoiXziov Tr\<; laicovfa^ Kai xriq ArmoKpaxfa? Vf](; UopToyaXiaqy 
xa OTtofa DTce 7 p(i<t)r|aav arnv Bövvrj rnv 25r| lowtoi) 1991 


Aus Anlaß der Unterzeichnung des Proto- 
kolls über den Beitritt der Regierung der 
Griechischen Republik zu dem Überein- 
kommen von Schengen vom 14. Juni 1985, 
dem die Regierung der Italienischen Repu- 
blik mit dem am 27. November 1990 in Paris 
Unterzeichneten Protokoll und die Regierun- 
gen der Portugiesischen Republik und des 
Königreichs Spanien mit den am 25. Juni 
1991 in Bonn Unterzeichneten Protokollen 
beigetreten sind, steilen die Vertragspartei- 
en fest, daß die kurzfristigen Maßnahmen 
nach Titel I dieses Übereinkommens in den 
Beziehungen zwischen den durch dieses 
Übereinkommen gebundenen Regierungen 
und der Regierung der Griechischen Repu- 
blik unter denselben Voraussetzungen und 
auf dieselbe Weise wie in den ^Ziehungen 
zwischen den durch dieses Übereinkom- 
men gebundenen Regierungen Anwendung 
finden werden. 


A Toccasion de la signature du Protocole 
d’adhösion du Gouvernement de la Röpu- 
blique hellönique ä l’Accord signö ä Schen- 
gen le 14 juin 1985, Accord auquel ont 
adherö le Gouvernement de la Röpublique 
italienne par le Protocole signe ä Paris le 
27 novembre 1 990 et les Gouvernements 
du Royaume d’Espagne et de la Republique 
portugaise par les protocoles signes ä Bonn 
le 25 juin 1991, les Parties Contractantes 
pröcisent que les mesures ä court terme, 
prövues au Titre I”' dudit Accord, s’applique- 
ront entre les Gouvernements liös par cet 
Accord et le Gouvernement de la Röpubli- 
que hellenique dans les mömes conditions 
et selon les memes modalites qu’entre les 
Gouvernements liös par cet Accord. 


KatA TTiv D7to7pot(|>fi xoo) npo>TOKöA,Xo\) 
7tpooxö>pfioea)(; rr\q KvßepWiaecog vi\q 
EXXT|viKt*|(; Ar|poKpaT(a(; orriv S\)^(j)(ov{a, q 
oTtofa V7ce7pA(|)q oto Schengen xqv 14q 
Io\)v(o\) 1985, ZvpcjKövfa arnv onofa icpo- 
q K\)ß^pvqoq xr\q haXiKtlq 
Aqp-OKpaxfat; jxe FlpoycÖKoXXo, to onofo 
a)7ce7p(i<t)q oxo Ilapfcn xqv 27q Noep.ßpfoD 
1990 Ka06(; Kai oi KDßepvJ^oeK; xov Baoi- 
Xefoi) xqg loTtavfat; Kai xqq AqpoKpaxfat; 
xq(; nopxo 7 aA.(a(; |i£ npcoxÖKoAAa xa onofa 
i)7ce7P(Ä4>qoav oxq Böwq xqv 25q Iodv(oi) 
1991, xa <n)pßaXXöp£va ^l^pq öieuKpivf- 
?oi)v öxi xa ßpaxD7ipö0e<qia n^xpa xa 
oTcofa TipoßX^Tcovxoi oxov x(x>x> I xqt; ev 
ZDptjxovfog 6a e(|)ap^oo6o'6v pexo^ö 
xcov Kvßepvj^oecov tcov Öeopeöovxai ajcö xq 
Si)p(l)(öv(a aDXfj KOI xqq KDßepvt^oecog xqq 
EÄAqviKTlq AqpoKpaxfaq, aöp(|)cova p£ xox>q 
(6iod(; öpoDq Kai TipoOnoO^aeiQ, ötico^ pExa- 
xcov KDßEpvfjoecov, tcod Seapeöovxai anö 
xqv ZDpöcovfa aDxf^. 
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Denkschrift zu dem Übereinkommen 
vom 6. November 1992 über den Beitritt 
der Griechischen Repubiik 

Das Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 
versteht sich als Vorläufer und Modell für Regelungen, 
die auch im Rahmen der zwölf Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften erreicht werden sollen. In Arti- 
kel 140 Absatz 1 ist ausdrücklich bestimmt, daß jeder 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft diesem 
Übereinkommen beitreten kann. Der Beitritt wird in einem 
Übereinkommen zwischen dem Staat und den Vertrags- 
parteien geregelt. 

1990 ist die Italienische Republik, 1991 sind das König- 
reich Spanien und die Portugiesische Republik dem Über- 
einkommen beigetreten. 

Am 6. November 1992 ist das Übereinkommen über den 
Beitritt der Griechischen Republik unterzeichnet worden. 

Wesentlicher Vertragsinhalt 

Kernstück des Übereinkommens vom 6. November 1 990 
über den Beitritt der Griechischen Republik Ist Artikel 1, in 
dem die Griechische Republik bestätigt, daß sie durch 
dieses Übereinkommen dem Übereinkommen vom 19. Juni 
1990 beltritt. 

In Artikel 2 werden zum einen die Beamten bezeichnet, die 
zu einer grenzüberschreitenden Observation befugt sind, 
zum anderen die Behörde, die das Ersuchen um grenz- 
überschreitende Observation bewilligen kann oder ent- 
gegenzunehmen hat bzw. der die Observation in Eilfällen 
mitzuteilen ist. Die Vertragsparteien vom 19. Juni 1990 
haben diese Bezeichnung in Artikel 40 Abs. 4 und 5 des 
Schengener Übereinkommens von 1990 vorgenommen. 
Für Italien, Spanien und Portugal Ist die entsprechende 
Bezeichnung in den jeweiligen Beitrittsübereinkommen 
enthalten. 

Artikel 3 bezeichnet das Ministerium, an das bei Benut- 
zung des justizministeriellen Geschäftsweges (Artikel 65 
Abs. 2 des Übereinkommens vom 19. Juni 1990) Ausliefe- 
rungs- und Durchbeförderungsersuchen zu richten sind. 

Nach den Artikeln 4 und 5 wird die Griechische Republik in 
den Beziehungen zu den Vertragsparteien des Überein- 
kommens von 1990 weder die von ihr zu den Artikeln 7, 18 
und 19 des Europäischen Auslieferungsübereinkommens 
vom 13. Dezember 1957 noch die von ihr zu den Artikeln 4 
und 5 des Europäischen Übereinkommens über Rechts- 


hilfe In Strafsachen vom 20. April 1959 angemeldeten 
Vorbehalte anwenden. 

Artikel 6 und 7 beschäftigen sich mit der Ratifikation, dem 
Inkrafttreten und der Notifizierung sowie der Übermittlung 
der Vertragstexte. 

Schlußakte 

In der zu dem Beitrittsübereinkommen gehörenden Schluß- 
akte erklärt die Griechische Republik, daß sie sich die 
Schlußakte, das Protokoll und die gemeinsame Erklärung 
der Minister und Staatssekretäre, die bei der Unterzeich- 
nung des Übereinkommens vom 19. Juni 1990 unterzeich- 
net wurden, zu eigen macht, sich den darin enthaltenen 
gemeinsamen Erklärungen anschließt und die darin ent- 
haltenen einseitigen Erklärungen entgegennimmt. Weiter- 
hin werden In der Schlußakte von den Vertragsparteien 
gemeinsame Erklärungen zu Artikel 6 des Beitrittsüber- 
einkommens, zu Artikel 9 Abs. 2 des Übereinkommens 
von 1990, zum Datenschutz, zu Artikel 41 des Überein- 
kommens von 1990 und zum Berg Athos angenommen. 
Schließlich nehmen die Vertragsparteien Erklärungen der 
Griechischen Republik zu den Beltrittsübereinkommen der 
Italienischen Republik, des Spanischen Königreiches und 
der Portugiesischen Republik, zur Rechtshilfe in Straf- 
sachen und zu Artikel 121 des Übereinkommens von 1990 
entgegen. 

Erklärung der Minister und Staatssekretäre 

Anläßlich der Unterzeichnung des Übereinkommens über 
den Beitritt der Griechischen Republik haben die Minister 
und Staatssekretäre politisch wirkende Erklärungen ab- 
gegeben, in denen die Unterzeichnung des Beltrittsüber- 
einkommens bestätigt wird und erklärt wird, daß zur Kennt- 
nis genommen wurde, daß der Vertreter der Griechischen 
Republik erklärt hat, sich der am 19. Juni 1990 durch die 
Minister und Staatssekretäre Belgiens, der Bundesrepu- 
blik, Frankreichs, Luxemburgs und der Niederlande abge- 
gebenen Erklärung und dem zum selben Zeitpunkt aus 
Anlaß der Unterzeichnung des Übereinkommens zur 
Durchführung des Übereinkommens von Schengen bestä- 
tigten Beschluß, denen die Regierungen Italiens, Portu- 
gals und Spaniens beigetreten sind, anzuschließen. Diese 
Erklärung ist in der Anlage zur Denkschrift abgedruckt. 
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Anlage 


Erklärung der Minister und Staatssekretäre 
Declaration des Ministres et Secretaires d’Etat 
AfjXoxjTi Tö)v Ynovpvtbv Km xtov 


Am sechsten November neunzehnhun- 
dertzweiundneunzig haben die Vertreter der 
Regierungen des Königreichs Belgien, der 
Bundesrepublik Deutschland, der Französi- 
schen Republik, der Griechischen Republik, 
der Italienischen Republik, des Großher- 
zogtums Luxemburg, des Königreichs der 
Niederlande, der Portugiesischen Republik 
und des Königreichs S^nien in Madrid das 
Übereinkommen über den Beitritt der Grie- 
chischen Republik zu dem am 19. Juni 1990 
In Schengen Unterzeichneten Übereinkom- 
men zur Durchführung des Übereinkom- 
mens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der 
BENELUX-Wirtschaftsunion, der Bundesre- 
publik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen Ab- 
bau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen, dem die Italienische Republik mit 
dem am 27. November 1990 in Paris Unter- 
zeichneten Übereinkommen sowie die Por- 
tugiesische Republik und das Königreich 
Spanien mit den am 25. Juni 1991 in Bonn 
Unterzeichneten Übereinkommen beigetre- 
ten sind, unterzeichnet. 

Sie haben zur Kenntnis genommen, daß 
der Vertreter der Regierung der Griechi- 
schen Republik erklärt hat, sich der am 
19. Juni 1990 durch die Minister und Staats- 
sekretäre, Vertreter der Regierungen des 
Königreichs Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland, der Französischen Republik, 
des Großherzogtums Luxemburg und des 
Königreichs der Niederlande abgegebenen 
Erklärung und dem zum selben Zeitpunkt 
aus Anlaß der Unterzeichnung des Überein- 
kommens zur Durchführung des Überein- 
kommens von Schengen bestätigten Be- 
schluß, denen die Regierungen der Italieni- 
schen Republik, der Portugiesischen Repu- 
blik und des Königreichs Spanien beigetre- 
ten sind, anzuschließen. 


Le six novembre mil neuf cent quatre- 
vingt-douze, les representants des Gouver- 
nements du Royaume de Belgique, de la 
Räpublique föderale d’Allemagne, du 
Royaume d'Espagne, de la Räpublique 
frangaise, de la Röpublique hellänique, de 
la Räpublique italienne, du Grand-Duche de 
Luxembourg, du Royaume des Pays-Bas et 
de la Republique portugaise ont signä ä 
Madrid PAccord d’adhösion de la Republi- 
que hellänique ä la Convention d’applica- 
tion de PAccord de Schengen du 14 juin 
1985 entre les Gouvernements des Etats de 
PUnion öconomique Benelux, de la Räpubli- 
que föderale d’Allemagne et de la Republi- 
que frangaise relatif ä la suppression gra- 
duelle des contrötes aux frontieres com- 
munes, signöe a Schengen le 19 Juin 1990, 
ä laquelle ont adhörä la Räpublique ttalien- 
ne par PAccord signä ä Paris le 27 novem- 
bre 1990 et le Royaume d’Espagne et la 
Räpublique portugaise par les Accords si- 
gnäs ä Bonn le 25 juin 1991. 


Ils ont pris acte de ce que le reprösentant 
du Gouvernement de la Röpublique helleni- 
que a declarä s’associer ä la döclaration 
faite a Schengen le 19 juin 1990 par les 
Ministres et Secrötaires d’Etat reprösentant 
les Gouvernements du Royaume de Belgi- 
que, de la Räpublique föderale d’Allema- 
gne, de la Republique frangaise, du Grand- 
Duchä de Luxembourg et du Royaume des 
Pays-Bas et ä la däcision confirmäe ä la 
meme date ä Poccasion de la signature de 
la Convention d’application de PAccord de 
Schengen, däciaration et döcision aux- 
quelles se sont associös les Gouverne- 
ments de la Republique italienne, du 
Royaume d’Espagne et de la Röpublique 
portugaise. 


Tqv 6ii Noejxßplou 1992, oi eiCTCpöaowroi 
Tcov Kußepvt^aecov tou BaoiXflou xou 
BeA. 7 (o\), TTig OpooTiovSiaKfig AqjxoKpaxtag 
XTig reppovtag, xrig EXX-Tiviio^g AqpoKpa- 
xfotg, Tou BaoiXefox) xrig loTiovlag, Tqg roX- 
AqpoKpaTtag, Tqg iToXiKt^g Aripo- 
KpttTtag, xou Mey&Axn) Aouk&iou xou 
Ao\)^epßoöp 70 u, xou BaaiXfiou xcov KAtco 
X copcbv Kcci Tqg AqpoKpaTfag Tqg riopioTa- 
A.(ag uji^Tpayccv orriv MaSplxri xriv Z\}p<j)a>~ 
v(a JcpooxcopfjoEcog Tqg EÄAqviKfig Aqpo- 
Kpaxtag orriv löpßaon e<l>otppoYfig rrig 
Supijxovlag rou Schengen rrig 14T|g louvlou 
1985 pEio^ö TCOV Kußepvfjoecov icov 
Kpar^v TTig OiKovopiid^g Evcboecog Bene- 
lux, TTig OpooTiovÖiaicfig Aripoxpartag rrig 
Teppavlag kcci rrig rccXXixfig Atipoxpaxfag 
crxetiKd pe xri oi(x5iaKf| KocrdpTTiori xcov 
£Xj&yxö>v oxa Koivd oövopa, ri orcofa urie- 
7 pdij>Ti 0 X 0 Schengen xriv 19 ti louvtou 1990 
oxT|v ojcota rcpooex<5)pTl<Jav ri IxctXiKl^ 
AripoKpaxfa ps xri 2:\)p<))cov(a rcou ujievpd(j)Ti 
0X0 riocploi XTiv 27t| Noepßpfou 1990, Kai xo 
BacrfXeio xrig lorcccvtag Kai t| AxipoKpaxta 
xT|g nopxcyyocXtag pe xig S\)p<})Cöv(eg rcou 
\)7ie7pd<l)Tioav oxr|v Böwri mv 25t| louvfou 
1991. 

feXaßov ujcöi|ni öxi o eKTCpdotoTiog xrig 
Kußepvfjoecog xrig EAAT|viKf|g AripoKpaxtag 
5f|X(ooe öxi oüppex^Xei oxriv ÖfjXaxni ri 
ojcola ^ve crro Schengen xriv 19ti louvlou 
1990 and xoug unoupYoög Kca udunoupYDÖg 
xcov Kußepvdcjecov xoi> BaoiXEfou xoi> 
BeA. 7 (o\), XTig OpooTCOvÖiaKfjg AripoKpaxfag 
XTig reppocvfag, xrig rccXXiKfjg AripoKpaxfag, 
xou MeydAou AouKdxou xou Aou^ep- 
ßoöpYou Kca xou BocoiXetou xcov Kdxco 
Xcopcbv KaOdbg Kai pe xriv arrödaori rcou 
emßeßai(j[)0TiKE xqv (5ia ripepoprivla, erceu- 
Kaipfa XTig u7co7p(x4»fig xrig Zupßdoecog 
ecjxxppoyfig xrig Sup^covlag xou Schengen, 
dfiXcoori Kai (XJc6<|KxcTri crxig orcoteg 
CTuppex^Xouv Ol KußepvfjcJEig xqg IxoXiKdg 
ATjpoKpaxtag, xou BotoiXefou xrig lorwxvlag 
Kai XTig AripoKpaxfag xrig nopxo^oXlag. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:“. 

Begründung 

Die Zustimmung des Bundesrates ist gemäß Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, weil durch die 
Artikel 6, 7, 22, 23, 25 Abs. 1 , Artikel 37, 38, 39 ff. (polizei- 
liche Zusammenarbeit, soweit die Polizei der Länder be- 
troffen ist), Artikel 48 ff. (Rechtshilfe in Strafsachen, soweit 


sie von den Behörden der Länder vollzogen wird - vgl. 
Insbesondere Artikel 53 Abs. 4), Artikel 57 (Auskünfte im 
Rahmen der Vorschriften über das Verbot der Doppel- 
bestrafung), Artikel 59 ff. (Auslieferung, soweit die Vor- 
schriften von Landesbehörden vollzogen werden - vgl. 
insbesondere Artikel 65 Abs. 2), Artikel 70 (Mitarbeit von 
Vertretern von Landesbehörden in der Arbeitsgruppe 
Betäubungsmitttel) und Artikel 77 ff. (Vollzug des Waffen- 
rechts) des Schengener Übereinkommens vom 19. Juni 
1990 das Venwaltungsverfahren von Landesbehörden 
geregelt und diese Regelungen nunmehr erweitert 
werden. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, daß das 
Gesetz der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Das 
Beitritts-Übereinkommen enthält selbst keine Regelung 
des VenAraltungsverfahrens der Länder im Sinne des Arti- 
kels 84 Abs. 1 GG; es führt lediglich zu einer Erweiterung 
des Geltungsbereichs der im Schengener Überein- 
kommen von 1990 enthaltenen Verfahrensregelungen auf 
die beitretende Griechische Republik. Dieser Sachverhalt 
stellt keinen eine Zustimmungsbedürftigkeit des Geset- 
zes auslösenden „erneuten Einbruch in die Verwaltungs- 
zuständigkeit der Länder“ dar (BVerfGE 75, 108, 153). 
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